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Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt  
und ländliche Räume  |  Postfach 71 51  |  24171 Kiel 

Der Minister

 
An den  
Vorsitzenden des  
Umwelt- und Agrarausschusses 
Herrn Abgeordneten Hauke Göttsch  
Landeshaus 
24105 Kiel 
 
 

Mai 2014 
 
 
Immissionsschutzrechtliche Anforderungen an Tierhaltungsanlagen 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender Göttsch, 
 
im Rahmen seiner Sitzung vom 2. April 2014 hat der Umwelt- und Agrarausschuss um 
Übersendung der Stellungnahmen gebeten, die im Rahmen der Anhörung der Verbände 
zum Erlassentwurf „Immissionsschutzrechtliche Anforderungen an Tierhaltungsanlagen 
und an Anlagen zur Lagerung von Gülle“ eingereicht wurden. Dieser Bitte möchte ich mit 
diesem Schreiben nachkommen. Folgende Stellungnahmen –in alphabetischer Reihenfol-
ge- sind beim Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 
zum Filtererlass eingegangen und als Anlage beigefügt: 
 

1. Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V.  

2. Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Landesverbände  

3. Atlantic Systeme GmbH (Vertreiber von Offenställen)  

4. Bauernverband Schleswig-Holstein e.V.  

5. Bundesverband Deutscher Milchviehhalter e.V.  

6. Ingenieurbüro Prof. Dr. Oldenburg  

7. Interessengemeinschaft der Schweinehalter Deutschlands e.V.  

8. Landesnaturschutzverband Schleswig-Holstein e.V.  

9. Landwirtschaftliche Unternehmensberatung Gunnar Schuldt  

(Anlage 2 zur Stellungnahme des Bauernverbandes) 

10. Landwirtschaftskammer Schleswig-Holstein  
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11. Naturschutzbund Schleswig-Holstein e.V. 

12. Netzwerk Bauernhöfe statt Agrarfabriken  

13. Schweinespezialberatung Schleswig-Holstein e.V.  

 
Außerhalb der eigentlichen Anhörung haben einzelne Landwirte das Ministerium u.a. an-
geschrieben und den geplanten Filtererlass kritisiert, der die Wirtschaftlichkeit der Betriebe 
gefährden würde. Auf der anderen Seite gab es aber auch Anfragen von Nachbarn in der 
Nähe von (geplanten)Tierintensivhaltungen, wann der Erlass aus ihrer Sicht endlich in 
Kraft treten würde. 
 
Die Stellungnahmen sowie die vorgebrachte Kritik werden zurzeit ausgewertet.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
gez. Dr. Robert Habeck 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlagen 
Stellungnahmen zum Erlassentwurf „Immissionsschutzrechtliche Anforderungen an Tier-
haltungsanlagen und an Anlagen zur Lagerung von Gülle“ 



Schleswig-Holstein

Herr 
Dennis Schmidt
MELUR
Postfach 7151
24171 Kiel

Landesgeschäftsstelle
Nernstweg 32-34
22765 Hamburg

Tel.: 040 – 397858
schleswig-holstein@abl-ev.de

10. April 2014

Stellungnahme der AbL Schleswig-Holstein zum Erlassentwurf zu 
Immissionsschutzrechtlichen Anforderungen an Tierhaltungsanlagen und an Anlagen 
zur Lagerung von Gülle

Sehr geehrter Herr Schmidt,

Wir bedanken uns für die Möglichkeit, zu dem oben angeführten Entwurf Stellung zu 
nehmen, und kommen dem hiermit gerne nach. 

Wir begrüßen den Erlass.

Er senkt die Umweltbelastungen, die von großen Tierhaltungsanlagen ausgehen, und hilft 
u.a., dass Deutschland seinen Verpflichtungen aus der NIC Richtlinie zur Begrenzung der 
Ammoniakemissionen nachkommen kann. 

Er kann ein wirksamer Einstieg sein, die Konflikte zwischen Tierhaltung und der Bevölkerung
zu entschärfen. Er verbessert die Wettbewerbssituation kleinerer und mittlerer 
Schweinehalter.

Die AbL sieht an zwei Stellen im Erlass Änderungsbedarf:

1. Wir sind grundsätzlich der Meinung, dass es bei Anlagen in Größenordnungen, die nach 
Bundesimmissionsrecht zu genehmigen sind, keinen vollständigen, zeitlich unbegrenzten 
Bestandsschutz geben kann. Die einschlägigen BVT-Vorgaben (Beste verfügbare Technik) 
sind bekannt. Filtertechnik entwickelt sich nur weiter, wenn sie obligatorisch gefordert wird. 
Das eröffnet auch die Möglichkeit, die Stückkosten für die Filteranlagen zu senken. 

Wir sehen zugleich, dass die Voraussetzungen vorhandener Stallanlagen, die im Bestand 
nachrüsten bzw. nachrüsten müssen, sehr unterschiedlich sind. Wir schlagen daher vor, über
die vorgesehenen Übergangsfristen für Nachrüstung im Bestand hinaus die Möglichkeit einer
Einzelfallprüfung vorzusehen. Hierbei müssten verbindliche Leitlinien vorgegeben werden. 

Kriterien in einer Leitlinie sollten u.a. sein: a. Überprüfungsklausel, b. ein Enddatum, ab wann
alle Ställe der großen Altanlagen einen funktionstüchtigen Filter in Betrieb haben müssen; c. 
je größer die Stallanlage ist, desto weniger sollte die Möglichkeit bestehen, über eine 
Einzelfallprüfung von den Vorgaben des vom MELUR vorgeschlagenen Erlasses 
abzuweichen.

2. zu den Güllelagunen bzw. sogenannten Erdbecken: Der Erlass sieht vor, dass auch bei 
Güllelagerung mit einer natürlichen Schwimmdecke (Rindergülle) eine Abdeckung 
vorzusehen ist. Wir halten es für entscheidend, dass der Einlaufpunkt des Befüllrohrs bis an 
den Boden der Güllelagune geführt wird. Die dann immer oberhalb des Gülleeinlauf  

AbL – Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V.
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liegende Schwimmdecke verhindert Geruchs- und Ammoniakemissionen. Wir schlagen 
daher vor, bei Güllelagunen mit natürlicher Schwimmdecke (Rindergülle) von der Forderung 
einer zusätzlichen künstlichen Schwimmdecke abzusehen. Wir weisen darauf hin, dass 
insbesondere Folien-Erdbecken eine kostengünstige umwelt- und landschaftsverträgliche 
Möglichkeit sein können, um den dringend erforderlichen zusätzlichen Güllelagerraum auf 
den Betrieben zeitnah zu schaffen.

Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Berit Thomsen

Geschäftsführung

Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft Schleswig-Holstein
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Immissionsschutzrechtliche Anforderungen an Tierhaltungsanlagen und an Anlagen 
zur Lagerung von Gülle / Erlassentwurf 
Ihr Schreiben vom 24. Februar 2014, Ihr Zeichen: V 623 - 570.220.200 
 
 
Sehr geehrter Herr Schmidt, 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Landesverbände bedankt sich für die Gelegenheit 
zur Stellungnahme zu dem Erlassentwurf mit Stand vom 04. Februar 2014 "Immissions-
schutzrechtlichen Anforderungen an Tierhaltungsanlagen und an Anlagen zur Lagerung von 
Gülle", zu der uns zwei Stellungnahmen erreicht haben, die wie folgt wiedergegeben werden: 
 
Kreis Dithmarschen 
"Unter der Ziffer I. 5 II (Lagerung von Gülle) bitten wir zu berücksichtigen, dass bei der Lage-
rung von Rinderflüssigmist in einer nicht BImSchG-genehmigungspflichtigen bzw. nicht im 
Zusammenhang mit einer solchen Anlage betriebenen Lagune ebenfalls keine zusätzliche 
Abdeckung erforderlich sein sollte, wenn sich eine natürliche Schwimmdecke bildet. Hier 
sollte die entsprechende Erleichterung wie bei einer Lagerung in festen Behältern erfolgen." 
 
Kreis Nordfriesland 
"Es gibt zurzeit ein Bundesimmissionsgesetz. Alle bestehenden Betriebe haben nach gelten-
dem Recht eine Betriebserlaubnis erhalten. Auf dieser Grundlage wurde geplant, gebaut und 
kalkuliert. Für diese bestehenden Betriebe jetzt nachträglich in Schleswig-Holstein die Spiel-
regeln zu ändern, gefährdet ihre Existenz." 
Weitere Anregungen oder Bedenken haben wir nicht vorzutragen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung  
 
 
 
Marion Marx 
Dezernentin 
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Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein 
Herrn Dennis Schmidt 
Mercatorstraße 3  
24106 Kiel 
 
 
 

Rendsburg, 10. April 2014 
 
Per E-Mail: Dennis.Schmidt@melur.landsh.de 

 

 

Immissionsschutzrechtliche Anforderungen an Tierhal tungsanlagen und an 
Anlagen zur Lagerung von Gülle - Verbandsanhörung 
 

 

Sehr geehrter Herr Schmidt, 
 
wir bedanken uns für die mit Schreiben vom 24. Februar 2014 eingeräumte Möglichkeit 
zur Abgabe einer Stellungnahme zum Erlassentwurf zur Regelung der immissions-
schutzrechtlichen Anforderungen an Tierhaltungsanlagen und an Anlagen zur Lagerung 
von Gülle, der wir in der Anlage gerne nachkommen. 
 

Mit freundlichen Grüßen  

 

 

Michael Müller-Ruchholtz  

 

Anlage 
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Erlass  

über immissionsschutzrechtliche Anforderungen  

an Tierhaltungsanlagen und an  

Anlagen zur Lagerung von Gülle 

______________________________________________________________________ 

 

 

Der Bauernverband Schleswig-Holstein e.V. nimmt zu dem vorbezeichneten Erlassent-

wurf wie folgt Stellung: 

 

I. Allgemeines  

 

Der geplante Erlass wird erhebliche finanzielle sowie strukturelle Auswirkungen auf 

die schweine- sowie geflügelhaltenden Betriebe in Schleswig-Holstein haben. Entge-

gen der von Regierungsseite verfolgten Politik der Förderung kleinstrukturierter bäu-

erlicher Familienbetriebe, wird der Erlass massiv eine Entwicklung hin zu großen 

landwirtschaftlichen Unternehmen fördern. Der Landwirt in Schleswig-Holstein wird 

vor die Wahl gestellt werden, entweder sehr viel größere Einheiten für die Tierhal-

tung zu schaffen oder seinen Betrieb aufzugeben. 

 

Dieser drohende Strukturwandel, der sich insbesondere in Niedersachsen in den 

Landkreisen Vechta und Cloppenburg bereits vollzogen hat und durch die dort be-

reits in Kraft gesetzten Filtererlasse erheblich verstärkt wurde, lässt sich aus den Si-

tuationsberichten zur Landwirtschaft des Statistischen Bundesamtes ableiten. Wäh-

rend die Zahl der Schweine haltenden Betriebe stetig abnimmt, nimmt die Anzahl der 

Schweineplätze gleichzeitig zu, da sich nur noch große Einheiten wirtschaftlich ren-

tieren können. Mit zunehmenden finanziellen Belastungen durch Investitionskosten 

müssen die Stalleinheiten in Folge des Degressionseffektes größer werden. In Nie-
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dersachsen lag die Zahl der Betriebe bei 38,8% mit mehr als 1.000 Schweinen im 

Jahr 2012, in Nordrhein-Westfalen bei 32,5%. Nur ein Jahr später im Jahr 2013 be-

reits lagen in Niedersachsen die Zahlen der Betriebe mit mehr als 1.000 Schweinen 

bei 41,1%, in Nordrhein-Westfalen bereits bei 35,8%. Dies beweist, dass insbeson-

dere die Filtererlasse, die sowohl in NRW als auch in Niedersachsen bereits seit dem 

Jahr 2012 in Kraft sind, einen Strukturwandel beschleunigen. In dem viehdichten 

Gebiet des Kreises Vechta umfasst ein durchschnittlicher Bauantrag mittlerweile bei 

Schweinemästern 3.000 Mastplätze. Im Jahre 1996 waren es noch 400 Plätze.  

 

Derartige Strukturen sind in Schleswig-Holstein noch nicht vorhanden und auch nicht 

wünschenswert. Im Vergleich, insbesondere zu Nordrhein-Westfalen und Nieder-

sachsen, steht Schleswig-Holstein bislang nur an fünfter Stelle in Bezug auf den 

Schweinebestand. Diesbezüglich wird ein Bestand von 1.533.000 Schweinen (Stand 

Mai 2013 ausweislich einer Auswertung des Statistischen Bundesamtes) ausgewie-

sen. Im Vergleich hierzu weisen die beiden Bundesländer Nordrhein-Westfalen und 

Niedersachsen mit den höchsten Schweinebeständen von 8.704.000  Schweinen in 

Niedersachsen und 7.083.000 in Nordrhein-Westfalen einen erheblich größeren 

Tierbestand auf. Platz drei und vier belegen Bayern und Baden-Württemberg mit 

3.401.000 Schweinen in Bayern und 1.879.000 Schweinen in Baden-Württemberg. 

 

Vor diesem Hintergrund ist zu berücksichtigen, dass die örtlichen Gegebenheiten in 

Schleswig-Holstein eine deutlich geringere Viehdichte insgesamt aufweisen. Insoweit 

ist nicht nachvollziehbar, dass Schleswig-Holstein zukünftig durch den Erlass den 

strengsten immissionsschutzrechtlichen Anforderungen deutschlandweit unterliegen 

soll. Vielmehr liegt die Hauptkonzentration der Schweinebestände im Nordwesten, 

d.h. in den nördlichen Kreisen von NRW sowie der Weser-Ehms-Region in Nieder-

sachsen. Insbesondere gehören hierzu die Orte Vechta, Cloppenburg sowie Borken 

in NRW. Die höchsten Besatzdichten entfielen hier nach einer Landwirtschaftszäh-

lung 2010 auf die niedersächsischen Landkreise Cloppenburg (2,64 GV/ha) und 

Vechta (2,96 GV/ha) sowie den Kreis Borken (2,52 GV/ha). Demgegenüber weist der 

Kreis Steinburg, als der Kreis mit der höchsten Viehdichte in Schleswig-Holstein ak-

tuell, nur eine Besatzdichte von nur 1,53 GV/ha auf. Vergleichbare Konzentrationen 

wie in NRW und Niedersachsen sind in Schleswig-Holstein somit nicht gegeben. 
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Auch sind derzeit in anderen Ländern der EU solche strengen immissionsschutz-

rechtlichen Anforderungen, wie in dem Erlass vorgesehen, nicht gegeben. Ausweis-

lich der Antworten zur kleinen Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum 

Thema Abluftreinigungssysteme für Tierhaltungsanlagen (Drucksache 17/12642), in 

der in Frage 35 erfragt wird, welche Staaten der EU nach Kenntnis der Bundesregie-

rung weitergehende Anforderungen als Deutschland an die Ablüftereinigungsanlagen 

getroffen haben, antwortet die Bundesregierung, dass derzeit keine Anforderungs-

profile oder rechtlichen Vorschriften zur Errichtung von Tierhaltungsanlagen in ande-

ren EU-Staaten bekannt sind. Auch eigene Recherchen des Verbandes führen nicht 

zu einem anderen Ergebnis.  

 

Soweit die durch den Erlass beabsichtigte angebliche Lösung der Akzeptanzproble-

me in der Bevölkerung zum Thema „Bau von Tierhaltungsanlagen“ als Rechtferti-

gungsgrund herangezogen wird, ist dem entgegenzuhalten, dass ausweislich der 

Angaben von  Prof. Dr. Oldenburg vom Ing.-Büro Oldenburg vom 02.04.2014 im 

Rahmen der Veranstaltung „Aktuelle rechtliche Rahmenbedingungen bei der immis-

sionsschutzrechtlichen Bewertung von Tierhaltungsanlagen“, des BNUR in Flintbek, 

selbst im Falle der Errichtung von Tierhaltungsanlagen mit Abluftfilter Klagen gegen 

diese Betriebe angestrengt werden.  

 

Das grundsätzliche Akzeptanzproblem bei der Tierhaltung lässt sich somit mit einem 

solchen „Filtererlass“ in der Bevölkerung hinsichtlich großer Tierhaltungsanlagen si-

cherlich nicht lösen. Ziel eines Erlasses im Hinblick auf immissionsschutzrechtliche 

Anforderungen kann nicht eine politisch motivierte Reduzierung der Tierbestände 

sein, sondern einzig die Erfüllung der immissionsschutzrechtlichen Vorgaben.  

 

Dass der Erlass in seiner Entwurfsfassung diesen Anforderungen nicht gerecht wird, 

ergibt sich aus der rechtsgutachterlichen Stellungnahme zum Erlassentwurf von 

Herrn Dr. Helmar Hentschke vom 10.04.2014, welches dieser Stellungnahme als An-

lage 1  beigefügt ist. Auf dieses Gutachten verweisen wir und machen uns die dort 

vertretenen Rechtsauffassungen insgesamt ausdrücklich zu Eigen. 
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II. Konkrete Betroffenheit der Schweinehaltungs- un d Geflügelbetriebe in 

Schleswig-Holstein  

 

Sowohl die Anzahl der Betriebe mit Schweine- oder Geflügelhaltung als auch die An-

zahl der Tiere insgesamt ist in Schleswig-Holstein seit Jahren rückläufig. Insofern 

wird das vom Ministerium gezeichnete Immissionsproblem in Schleswig-Holstein 

nicht verstärkt, sondern in Folge dieser auch in Zukunft zu prognostizierenden Ent-

wicklung verringert.  

 

1. Schweinehaltende Betriebe 

 

Derzeit  gibt  es  im Land Schleswig-Holstein ca.  1.100  Betriebe im Bereich der 

Schweinehaltung, d. h. Mastschweine sowie Sauenhaltung insgesamt. Ausweis-

lich des Agrar- und Umweltportals des Ministeriums für Energiewende, Landwirt-

schaft, Umwelt und ländliche Räume Schleswig-Holstein, welches als Quelle das 

Statistikamt Nord angibt, gehören zu diesen Betrieben im Bereich Mastschweine 

mit Tierplatzzahlen von 1.000 bis 1.999 Tieren ca. 200 Betriebe.  

 

Im Bereich ab 2000 Mastschweinen sind im Jahre 2012 ca. 100 Betriebe in 

Schleswig-Holstein zu verzeichnen gewesen. In dieser Statistik findet keine Diffe-

renzierung dahingehend statt, ob es sich bei den Betrieben gleichzeitig um ge-

meinsame Anlagen im Sinne des § 1 Abs. 3 4. BImSchV handelt. Insoweit kann 

hieraus keine verlässliche Zahl der betroffenen Betriebe für eine Verpflichtung zur 

Nachrüstung bzw. Ausrüstung der Stallgebäude mit einem Filter generiert wer-

den. Allerdings zeigt der hohe Betriebsbestand im Bereich 1.000 bis 1.999 Tiere, 

dass eine erhebliche Anzahl von Betrieben im Falle der Erweiterung eines Ge-

bäudes oder einer Anlage von der Filterpflicht betroffen sein könnte. Weitere Zah-

len liefert die Faktensammlung zur landwirtschaftlichen Nutztiersammlung des 

Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des 

Landes Schleswig-Holstein. Darin ist in Teil 4 - Umweltaspekte der Nutztierhal-

tung - folgende Datenlage genannt:  

 

In Schleswig-Holstein wurden bis September 2013 seit Beginn der immissions-

schutzrechtlichen Genehmigungspflicht 179 immissionsschutzrechtliche Geneh-
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migungen für Schweineställe erteilt. Bei dieser Zahl wird nicht differenziert zwi-

schen kleinen und großen BImSch-Verfahren. Diese Zahl deutet darauf hin, dass 

die Zahl von 40 betroffenen Betrieben in Schleswig-Holstein hinsichtlich einer 

Nachrüstpflicht nicht realistisch ist. Zu den bereits angeführten großen Schwei-

nemastbetrieben von mehr als 2.000 Schweinen in einer Größenordnung von ca. 

100 Betrieben kommen noch die  reinen Sauenhaltern, die große Anlagen betrei-

ben. Insofern ist die vom Ministerium in der Öffentlichkeit dargestellte Zahl der 

vom Filtererlass betroffenen Betriebe fraglich.  

 

Es ist vielmehr davon auszugehen, dass weitaus mehr als 40 Betriebe  nach dem 

Erlass in seiner derzeitigen Fassung einer Nachrüstpflicht unterlägen. Hinzu 

kommen etliche Betriebe, die im Falle einer Erweiterung ihre Anlage mit einem 

Filter ausrüsten müssten. Das würde im Ergebnis bedeuten, dass  eine nicht un-

erhebliche Zahl der etwa 1.100 Schweinehalter insgesamt im Land Schleswig-

Holstein aufgrund der wirtschaftlich erheblichen Belastung (vgl. hierzu ausführlich 

die Ausführungen unter Punkt V. 4.) praktisch zur Aufgabe ihres Betriebes ge-

zwungen werden würden.  

 

2. Geflügelhaltung 

 

Im Bereich der Geflügelhaltung sind derzeit ca. 1.500 Betriebe in Schleswig-

Holstein ansässig. Somit macht auch dieser Bereich einen großen Teil der Wert-

schöpfungskette in Schleswig-Holstein aus.  Im Bereich der Geflügelhaltung weist 

die Faktensammlung zur landwirtschaftlichen Nutztiersammlung des Ministeriums 

für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes 

Schleswig-Holstein, Teil 4 - Umweltaspekte der Nutztierhaltung - folgende Daten-

lage aus:  

 

In Schleswig-Holstein wurden bis September 2013 seit Beginn der immissions-

schutzrechtlichen Genehmigungspflicht 95 immissionsschutzrechtliche Genehmi-

gungen im Bereich Geflügelhaltung erteilt. In der Öffentlichkeit weist das Ministe-

rium hingegen eine Zahl von 59 Geflügelhaltungsanlagen aus, die derzeit als im-

missionsschutzrechtliche Anlagen in Betrieb sein sollen. Ob in den letzten Jahren 
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tatsächlich 36 Anlagen stillgelegt worden sind, kann nicht beurteilt werden, 

scheint jedoch eher zweifelhaft  

Hinzu kämen im Falle einer Erweiterung einer Anlage etliche weitere Betriebe, die 

ggf. von dem Filtererlass betroffen wären. Da in Schleswig-Holstein generell 

Stallbauweisen in Größen von 20.000 Tierplätzen pro Stall vorherrschen, müss-

ten im Falle einer Nachrüstungsanordnung mehrere Einzelgebäude nachgerüstet 

werden. Dies wäre wirtschaftlich nicht möglich und würde die Stilllegung des Be-

triebes provozieren.  

 

 

III. Nutzen für die Umwelt 

 

Der Filtererlass wird mit dem der Verringerung insbesondere von Staub- und Ammo-

niakimmissionen begründet. Hierbei wird jedoch verkannt, dass insbesondere im Be-

reich Ammoniak eine Emission bei Nutzung einer Abluftreinigungsanlage zwar nicht 

über die Luft erfolgt, allerdings Ammoniak dann in Form der Bindung im genutzten 

Waschwasser der Abluftreinigungsanlage als Gülle auf die Fläche verbracht wird.  

Der enorme Verbrauch an Frischwasser, der durch den Einsatz dieser Filteranlagen 

benötigt wird, ist ebenfalls nicht positiv zu bewerten. Bei dreistufigen Anlagen werden 

pro 1.000 m3 Abluft 5-7 Liter Frischwasser benötigt (vgl. hierzu J. Hahne in KTBL, 

Schrift 451, S. 34). Im Ergebnis werden damit unter Berücksichtigung von Verduns-

tungseffekten durchschnittlich 300 Liter Waschwasser pro Tier und Jahr produziert, 

dass als Düngemittel auf die Flächen verbracht werden muss. Der hierfür erforderli-

che Maschinen- und Dieseleinsatz verschlechtert die Umweltbilanz weitergehend. 

Zusätzlich verdoppelt sich der Strombedarf eines Betriebes mit Installation eines Ab-

luftfilters. Daneben ist bislang nicht abschließend geklärt, wie hoch die Immissionsra-

te anderer Gase, wie z. B. Lachgase, ist, die insbesondere bei Instandhaltungsfeh-

lern freigesetzt werden können.  

 

 

IV. Überprüfung von Alternativmaßnahmen 

 

Der Erlass führt dazu, dass im Zusammenhang mit der angestrebten Minderung von 

umweltschädlichen Immissionen, insbesondere Ammoniak, ausschließlich eine Ab-



 8
luftreinigungsanlage als Maß der Dinge und einzige Lösungsoption behandelt wird. 

Insofern wird außer Acht gelassen, dass es auch andere Möglichkeiten zur Reduzie-

rung von Immissionen bereits im Stallgebäude gibt. Hierzu gehören z. B. Fütte-

rungsoptimierung sowie Güllelagerung im Stall. Durch eine ausschließliche Fixierung 

auf Abluftreinigungssysteme werden Entwicklungen in diesem Bereich ausgebremst. 

Sowohl im Hinblick auf das Tierwohl als auch auf die Arbeitsbedingungen des Land-

wirtes sind Verbesserungen im Stall jedoch weitaus wirkungsvoller und effizienter als 

externe Abluftreinigungsmaßnahmen.  

 

 

V. Zu den einzelnen Regelungsbereichen 

 

1. Zu I) 1) b): Stand der Technik bei Anlagen zur H altung von Schweinen 

 

In dem Erlassentwurf ist festgelegt, dass der Einbau von Abluftreinigungsanlagen 

zur Reduzierung von Staub-, Ammoniak- und Geruchsimmissionen, deren Eig-

nung und Langzeitfunktion durch die Deutsche Landwirtschaftsgesellschaft durch 

ein Zertifizierungssystem nachgewiesen worden ist, bei großen Anlagen zur 

Schweinehaltung nach Nr. 7.1.7.1, Nr. 7.1.8.1 und Nr. 7.1.9.1 der Anlage zur 4. 

BImSchV als Stand der Technik anzusehen ist.  

 

Festzustellen ist zunächst, dass es sich bei dem Begriff des Standes der Technik 

im Sinne des § 3 Abs. 6 BImSchG um einen unbestimmten und damit ausle-

gungsbedürftigen Rechtsbegriff handelt. Die Auslegung dieses Begriffes, mithin 

die Frage, ob ein bestimmtes Verfahren tatsächlich dem Stand der Technik ent-

spricht, orientiert sich dabei am tatsächlichen Stand der technischen Entwicklung, 

so dass allein der Umstand, dass Abluftreinigungsanlagen bei bestimmten 

Schweinemastanlagen als Stand der Technik bezeichnet werden, nicht dazu 

führt, dass es sich hierbei tatsächlich auch um ein dem Stand der Technik ent-

sprechendes Verfahren handelt.  

 

Das Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 

hat  auch keine Kompetenz, den Stand der Technik durch einen Erlass verbind-

lich zu regeln. Hierzu verweisen wir ausdrücklich auf die rechtlichen Ausführun-
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gen von Herrn Dr. Hentschke, a.a.O. S. 12 ff sowie S. 29 ff. Wenn überhaupt, 

kann der Stand der Technik allenfalls auf Bundesebene, beispielsweise durch ei-

ne entsprechende Regelung in der TA-Luft erfolgen.  

 

Jede andere Vorgehensweise würde zu einer rechtlich nicht hinzunehmenden Dif-

ferenzierung der Anforderungen an den Betrieb genehmigungsbedürftiger Anla-

gen im Bundesgebiet führen und erhebliche Wettbewerbsverzerrungen mit sich 

bringen. Die durch den Einbau einer Abluftreinigungsanlage zusätzlich anfallen-

den Kosten je Schwein lassen sich auf Grund des einheitlichen Handelspreises 

an der länderübergreifende Schweinebörse nicht auf den Verbraucher umlegen. 

Mangels entsprechender Internalisierungsmöglichkeiten kann der Kostennachteil 

somit nicht durch vermeintlich höhere Erlöse am Markt kompensiert werden, 

wodurch schleswig-holsteinische Erzeuger im Vergleich zu ihren Konkurrenten 

aus anderen Bundesländern schlechter gestellt werden.  

 

So ist vor allem nicht ersichtlich, weshalb der Stand der Technik im Bereich der 

Intensivtierhaltung in NRW, Niedersachsen und Schleswig-Holstein ein anderer 

sein sollte als beispielsweise in Bayern, Baden-Württemberg, wo es entspre-

chende ministerielle Erlasse nicht gibt, der Schweinebestand jedoch erheblich 

höher ist. 

 

Unabhängig von der Frage der Möglichkeit eines Bundeslandes, den Stand der 

Technik selbständig festzulegen, ist die Annahme, dass aufgrund der tatsächli-

chen Entwicklungen eine Abluftreinigungsanlage als Stand der Technik anzuse-

hen ist, nicht zutreffend. Wie in dem Erlass angegeben, sollen praktische und 

wissenschaftliche Erkenntnisse mittlerweile im Hinblick auf verschiedene Techno-

logien zur Abluftreinigung zur Verfügung stehen. So soll bundesweit in über 1.000 

Anlagen eine Abluftreinigungsanlage installiert worden sein und sich in Betrieb 

befinden. Diese Anzahl von 1.000 Anlagen ist jedoch differenziert zu betrachten.  

 

Es gibt keine aktuellen Zahlen zu den tatsächlich installierten Abluftreinigungsan-

lagen im gesamten Bundesgebiet. Die Anzahl von 1.000 Anlagen entstammt ei-

ner Umfrage bei Herstellern zu den Jahren 1997-2010. Demnach seien in 

Deutschland bis zum Jahre 2010 1.014 Abluftreinigungsanlagen gebaut worden. 
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Davon entfielen allerdings nur 762 Anlagen auf die Schweinehaltung. Von diesen 

762 Anlagen wurden allerdings nicht nur Anlagen installiert, die der DLG-

Zertifizierung entsprechen und in dem Erlass gefordert werden. Vielmehr betrug 

der Marktanteil dieser 762 Anlagen im Bereich der geforderten mehrstufigen An-

lagen sowie der Rieselbettfilter nur 43,2% bzw. 24%. 26,4% wurden als einstufige 

Biofilter installiert, die die dreifache Leistung der Abscheidung von Geruch, Am-

moniak und Staub nicht erfüllen können. Einstufige Biofilter sind nicht geeignet, 

um Ammoniak abzuscheiden.  

 

Das bedeutet, dass im Jahr 2010 nur 512 Anlagen in Betrieb waren, die den An-

forderungen des Erlasses im Hinblick auf Ammoniakgeruch und Staubabschei-

dung entsprachen (vgl. hierzu J. Hahne: Entwicklung der Abluftreinigung in der 

Tierhaltung in Deutschland, Landtechnik 4.2011, S. 289-293).  

 

Vor diesem Hintergrund kann nicht angenommen werden, dass eine hinreichende 

Anzahl von Anlagen erfolgreich im Betrieb erprobt wurde. Daneben steht eine Ab-

luftreinigungsanlage unter Berücksichtigung der Verhältnismäßigkeit nicht in ei-

nem angemessenen Verhältnis zum Aufwand der Errichtung. Selbst wenn Auf-

wand und Nutzen im Einzelfall bei der Neuerrichtung von sehr großen Einzelstall-

anlagen noch im Verhältnis stehen mögen, so ist das Verhältnis von Aufwand und 

Nutzen bei kleinen Stallgebäuden sowohl bei der Neuerrichtung als auch und ins-

besondere im Falle einer Nachrüstung nicht mehr gegeben. Je größer das aus- 

bzw. nachzurüstende Stallgebäude ist, desto geringer fallen die Kosten sowohl im 

Bereich der Investitionen als auch der Betriebskosten aus. Die Kostendegression 

beträgt 20-30% und unterscheidet sich im Hinblick auf das einzusetzende Abluft-

reinigungssystem. Dennoch liegen die jährlichen Gesamtkosten, d. h. Investiti-

ons- sowie Betriebskosten, bei mindestens 13-21 EUR/Tierplatz und Jahr bei ei-

ner Gebäudegröße von 1500 Mastplätzen bzw. 5-8 EUR/Tier bei Neuanlagen 

(Berechnung von Ewald Grimm, KTBL-Schrift 451 (2006), S. 62 f).  

 

Diese Kosten haben sich in den letzten Jahren auf Grund der gestiegenen Strom-

kosten sowie gesteigerter Baukosten deutlich erhöht und sind entsprechend hö-

her anzusetzen. Diese hohe Kostenbelastung führt dazu, dass Schweine halten-

de Betriebe im Durchschnitt keinen Gewinn mehr generieren können. Insbeson-
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dere in den Fällen, in denen Betriebsinhaber Stallgebäude nachrüsten müssen, 

ist eine Gewinngenerierung durch die Schweinehaltung nicht mehr möglich (vgl. 

hierzu die ausführliche Stellungnahme der „Landwirtschaftlichen Unternehmens-

beratung Schweinehaltung GBB“ vom 10.04.2014 von Herrn Gunnar Schuldt, An-

lage 2 sowie die Stellungnahme der Schweinespezialberatung Schleswig-

Holstein e.V. vom 10.04.2014 von Herrn Martin Knees, deren Berechnungen wir 

uns ausdrücklich zu Eigen machen). Im Ergebnis ist festzustellen, dass die beab-

sichtigten Regelungen damit wirtschaftlich nicht tragbar sind und zur Unverhält-

nismäßigkeit derselben führen. 

 

Es ist darüber hinaus insbesondere darauf hinzuweisen, dass im Erlassentwurf 

nicht zwischen zentralen und dezentralen Lüftungssystemen differenziert wird. 

Selbst wenn Abluftreinigungsanlagen für große BImSch-Anlagen Stand der Tech-

nik sein sollten, so dürfte dies im Falle einer Nachrüstverpflichtung nur für Stall-

gebäude gelten, die mit einer zentralen Abluftführung ausgerüstet sind, denn der-

zeit gibt es nur DLG-zertifizierte Abluftreinigungssysteme für zentrale Abluftfüh-

rungssysteme, die geeignet sind, sowohl Geruch als auch Ammoniak und Staub 

mit der in dem Erlass geforderten Effektivität abzuscheiden.  

 

Für eine dezentrale Entlüftung gibt es derzeit zwar ein Abluftreinigungssystem 

von Big Dutchman HelixX, DLG-Prüfbericht 6050. Dieses auch für dezentrale Lüf-

tungssysteme geeignete Abluftsystem ist jedoch nur einsetzbar zur  Abscheidung 

von Gesamtstaub und Ammoniak. Eine Zertifizierung und Eignung im Bereich Ge-

ruch ist bei dieser Anlage nicht gegeben. Insoweit eignet sie sich nicht zur Erfül-

lung der in dem Erlass geforderten Kriterien für Abscheidungen von mehr als 70% 

Staub, mehr als 70% Ammoniak sowie einer Höchstgeruchskonzentration im 

Reingasaustritt von weniger als 300 gE/m3.   

 

 

2. Zu I) 2) a): Genehmigungsverfahren für Anlagen n ach Nr. 7.1.7.1, Nr. 7.1.8.1 

und Nr. 7.1.9.1 des Anhangs der 4. BImSchV 

 

Bei dieser Regelung ist nicht nachvollziehbar, dass keine Differenzierung zwi-

schen großen Anlagen vorgenommen wird, von denen nachweisbar erhöhte 
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Emissionen emittiert werden können und damit schädliche Umwelteinwirkungen 

zu befürchten sind und solchen Anlagen, die isoliert im Außenbereich liegen, oh-

ne umgebende Wohnbebauung, FFH-Gebiete und sonstige ökologische wertvolle 

Flächen nachweisbar zu gefährden. Die generelle Verpflichtung zum Einbau von 

Abluftreinigungsanlagen verstößt auch insoweit gegen den Verhältnismäßigkeits-

grundsatz (vgl. hierzu das Gutachten von Herrn Dr. Hentschke,  S. 37 ff).  

 

Im Ergebnis erscheint für die hier fokussierten Anlagen nur eine Regelung ver-

tretbar, die sich auf Anlagen bezieht, von denen nachweisbar Immissionen zu be-

fürchten sind, die umweltschädliche Auswirkungen sowohl in Bezug auf ökologi-

sche Flächen als auch Nachbarschaft haben können.  

 

 

3. Zu I) 2) b): Genehmigungsverfahren für Anlagen n ach Nr. 7.1.7.2, Nr. 7.1.8.2 

und Nr. 7.1.9.2 des Anhangs der 4. BImSchV  

 

Bei dieser Regelung ist nicht nachvollziehbar, dass im Falle der Überschreitung 

bestimmter Immissionsrichtwerte die Installation einer Abluftreinigungsanlage 

vorgeschrieben wird, obgleich diese bei den vorbezeichneten Größen nicht als 

Stand der Technik bewertet wird. Obgleich eine solche Verpflichtung auch ohne 

die Bewertung als Stand der Technik möglich wäre, wäre sie bei diesen Anlagen 

doch unverhältnismäßig aufgrund der nicht gegebenen Wirtschaftlichkeit. Insbe-

sondere bei diesen kleinen Anlagen sind sowohl die Investitions- als auch die Be-

triebskosten derart hoch, dass eine betriebswirtschaftlich sinnvolle Betriebsfüh-

rung nicht mehr möglich ist. Dies gilt besonders für die Bereiche der Änderungs-

genehmigungen, die sich auf die Erweiterung eines bestehenden Gebäudes be-

ziehen, das mit einer dezentralen Lüftungsanlage ausgestattet ist. Deshalb müss-

te – soweit diese Regelung bestehen bleiben sollte – eine Beschränkung auf 

zentral zwangsbelüftete Anlagen vorgenommen werden, soweit es um Ände-

rungsgenehmigungen der vorbezeichneten Art geht. Eine Nachrüstung von de-

zentral entlüfteten Gebäuden ist wirtschaftlich nicht darstellbar (vgl. hierzu Punkt 

V. 4.).  

 



 13 
Darüber hinaus muss in Abs. 2 klargestellt werden, dass die zulässigen Ge-

ruchsimmissionswerte der Geruchsimmissionsrichtlinie für Schleswig-Holstein ei-

ner Einzelfallüberprüfung unterliegen und sich nicht anhand der strengen Vorga-

ben für die verschiedenen Bereiche (Dorfgebiet, Außenbereich) zu orientieren 

haben. Eine solche Regelung ist entsprechend Ziffer I.) 4) des Erlasses vorge-

nommen worden, hier jedoch ausgelassen.  

 

Des Weiteren lässt die Regelung Ausführungen dahingehend vermissen, ob auch 

in den Fällen der Genehmigung dieser „kleinen“ BImSch-Anlagen eine DLG-

zertifizierte Abluftreinigungsanlage gefordert werden soll oder aber es hier ausrei-

chen kann, nicht zertifizierte Anlagen auszuwählen oder aber auch Biofilter oder 

einstufige chemische Wäscher, die nicht so hohe Abscheideleistungen wie mehr-

stufige Wäscher oder Rieselbettreaktoren haben und z. T. auch nicht geeignet 

sind, Ammoniak auszufiltern (Biofilter) bzw. Geruch zu filtern (chemischer Wä-

scher). Diese kostengünstigeren Abluftreinigungsanlagen kommen nach unserer 

Auffassung jedoch in Betracht, wenn nach Überprüfung des Einzelfalles Immissi-

onen nur im Bereich Ammoniak oder Geruch erhöht sein können.  

 

 

4. Zu Ziffer I) 2) c): Regelungen für bestehende An lagen nach Nr. 7.1.7.1, Nr. 

7.1.8.1 und Nr. 7.1.9.1 des Anhangs der 4. BImSchV 

 

Die Regelungen für bestehende immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürf-

tige Anlagen der vorbezeichneten Größenordnung sind rechtswidrig. Als Ermäch-

tigungsgrundlage für eine solche nachträgliche Anordnung einer Abluftreini-

gungsanlage kommt allein § 17 Abs. 1 Satz 1 BImSchG in Frage. Eine solche 

nachträgliche Anordnung setzt voraus, dass eine Verletzung der Betreiberpflich-

ten, insbesondere nach § 5 BImSchG vorliegt oder zumindest droht. Selbst wenn 

man bei großen Tierhaltungsanlagen im Schweinebereich eine Abluftreinigungs-

anlage als Stand der Technik ansehen würde, würde die generelle Forderung ei-

ner Nachrüstung von Anlagen in der vorbezeichneten Größenordnung einer Ver-

hältnismäßigkeitsprüfung nicht standhalten, da die Umstände des Einzelfalles 

nicht in jedem Falle überprüft würden. 
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Die Unverhältnismäßigkeit ergibt sich insbesondere aus der erheblichen wirt-

schaftlichen Belastung, die für einen Betriebsinhaber mit der Filterpflicht einher-

gehen würde. Da es bislang kein zertifiziertes Abluftreinigungssystem für dezent-

rale Lüftungssysteme auf dem Markt gibt, in Schleswig-Holstein jedoch die meis-

ten Schweinestallgebäude mit dezentralen Lüftungssystemen ausgestattet sind, 

müsste ein betroffener Betriebsinhaber erhebliche Investitionen für eine Stallum-

rüstung auf sich nehmen. Dezentrale Lüftungssysteme sind so gestaltet, dass das 

Gebäude aus mehreren Abteilen besteht. Für jedes dieser Abteile ist ein Sam-

melkanal für die Abluft vorgesehen und wird durch den dort installierten Schorn-

stein abgeführt. Dieses Stallgebäude besteht somit aus verschiedenen Abluftka-

nälen, die jeweils in unterschiedliche Schornsteine abgeführt werden.  

 

Diese Stallgebäude verfügen zudem in den meisten Fällen nicht über ausrei-

chenden Deckenraum und Dachraum, um nachträglich ein zentrales Lüftungssys-

tem einzubauen. Bei einem solchen zentralen Lüftungssystem wird die Abluft 

über einen einzigen Sammelkanal gebündelt zu einem Immissionspunkt zusam-

mengeführt. Das bedeutet, dass die Abluft aus sämtlichen bestehenden Abteilen 

an einem Punkt zusammengeführt wird. An diesem Immissionspunkt kann eine 

Abluftreinigungsanlage installiert werden. Um einen dezentral entlüfteten Stall mit 

einem zentralen Lüftungssystem nachzurüsten, müsste vollständig der Dachraum 

baulich erneuert werden, um ihn mit einem Sammelkanal auszustatten.  

 

Daneben müsste in vielen Fällen eine Versetzung der Brandmauern erfolgen. 

Nach Berechnungen der Schweinespezialberatung würde eine Nachrüstung 130-

150 EUR/Platz zusätzlich erfordern. Damit lägen die Investitionskosten für einen 

Filtereinbau in Altgebäuden bei nachträglicher Umrüstung einer dezentralen zu 

einer zentralen Abluftführung bei etwa 200 EUR/Mastplatz insgesamt. Eine derar-

tige Vorgabe käme einem Verbot  der Tierhaltung für die betroffenen Betriebe 

gleich und würde einen rechtswidrigen Eingriff in die Berufsausübungsfreiheit aus 

Art. 14 GG bedeuten.  

 

Eine derartige Vorgabe käme einem Verbot  der Tierhaltung für die betroffenen 

Betriebe gleich und würde einen rechtswidrigen Eingriff in die Berufsausübungs-

freiheit aus Art. 14 GG bedeuten.  
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Vor diesem Hintergrund ist in dem Entwurf der neuen BVT-Merkblätter (Best 

Available Techniques (BAT) Reference Document for the Intensive Rearing of 

Poultry and Pigs, August 2013) eine Abluftreinigungsanlage für dezentral entlüfte-

te Bestandsgebäude nicht als Stand der Technik anerkannt. So wird zunächst in 

den Erläuterungen in Kapitel zwei, S. 101, zu den verschiedenen Filtertechniken 

zum Wäscher ausgeführt: 

 

“Scrubbers can be installed in existing houses, under the condition that the air 

should be completely channeled towards a single outlet point and that fans be 

verified to meet the extra (forced) ventilation capacity that is required to overcome 

the extra flow resistance that inevitably is introduced by the presence of the 

scrubber.” 

 

Weiter wird in Kapitel 5 unter der Zusammenfassung zu den einzelnen BVT-

Standards auf Seite 700-702 zu sämtlichen Abluftreinigungsanlagentechniken 

ausgeführt: 

 

“The applicability to existing animal houses is possible where a forced ventilation 

system is used; however, where the ventilation system consists of multiple fans or 

multiple outlets, the implementation is considered technically difficult.” 

 

Da die meisten Schweine haltenden Betriebe und damit die immissionsschutz-

rechtlich genehmigungsbedürftigen Anlagen aus mehreren Betriebsgebäuden be-

stehen und diese jeweils für sich genommen nachgerüstet werden müssten, was 

– wie bereits dargestellt  - finanziell nicht realisierbar wäre, ist in dem Erlass des 

Landes NRW über immissionsschutzrechtliche Tierschutzanlagen vom 

19.02.2013 und den hierzu erfolgten Durchführungsbestimmungen „Auslegungs-

fragen zum Erlass vom 19.02.2013 vom 31.05.2013 festgelegt, dass bestehende 

Stallgebäude der vorbezeichneten Größenordnung nur nachzurüsten sind, wenn 

ihre genehmigte Kapazität größer als die Schwellenwerte der Spalte 1 der 4. 

BImSchV ist und sie über eine zentrale Abluftführung verfügen“.  
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Weiter heißt es hier, dass bei bestehenden Gebäuden eine zentrale Abluftführung 

nur dann vorliegt, wenn die Abluft des Gebäudes über einen zentralen Ausgang 

nach außen geführt wird. Soweit das Gebäude in mehrere Abschnitte unterteilt ist 

und mehrere Kamine für Abluft bestehen, liegt keine zentrale Abluftführung im 

Sinne der Regelung des Erlasses vom 19.02.2013 für bestehende Gebäude vor.  

 

Das Ministerium in NRW hat somit erkannt, dass eine Nachrüstpflicht für dezent-

ral belüftete Gebäude, die sich in einer Größenordnung bis zu 1.999 Plätze pro 

Stall bewegen, wirtschaftlich unverhältnismäßig belastend wäre und damit eine 

nachträgliche Anordnung nach § 17 BImSchG rechtswidrig wäre.  

 

Es ist im Übrigen noch einmal darauf hinzuweisen, dass auch in Niedersachsen 

eine obligatorische Nachrüstung nicht vorgesehen ist für große BImSch-Anlagen, 

sondern nur in den Fällen, in denen schädliche Umwelteinwirkungen wie Geruch 

oder Ammoniakdeposition durch Überschreiten der zulässigen Immissionswerte 

zu befürchten sind.  

 

Es ist nicht nachvollziehbar, aus welchem Grund Schleswig-Holstein die schärfs-

ten Anforderungen stellt. Im Hinblick auf die zwingende Verhältnismäßigkeitsprü-

fung im Rahmen des § 17 BImSchG ist zumindest – soweit unsere vorstehenden 

Erwägungen keinen Einzug in den Erlass finden – in diesem Regelungskomplex 

festzuschreiben, dass Abluftreinigungsanlagen nur in einen Teil der Gebäude der 

Gesamtanlage zu installieren sind, soweit bereits damit die Immissionsrichtwerte 

in Bezug auf Staub, Ammoniak und/oder Geruch eingehalten werden können. 

Dies könnte z. B. durch die Installation einer Abluftreinigungsanlage mit einem 

Wirkungsgrad von Abscheideleistungen bis zu 90 % erreicht werden und sich als 

weitaus kostengünstigere Lösung darstellen als sämtliche Stallgebäude mit einem 

Abluftfilter nachzurüsten.  

 

Der pauschale Verweis auf die Einzelfallprüfung, die trotz der Sollvorschrift in je-

dem Fall stattfinden werde, so dass die Kostenbelastung in die Anordnungsent-

scheidung Einzug finden würde, greift zu kurz. Im Ergebnis wird die nachträgliche 

Anordnung zunächst grundsätzlich erfolgen, so dass es jedem betroffenen Land-

wirt obliegt, mithilfe eines Rechtsanwaltes im Widerspruchs- und ggf. Klagever-
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fahren das Vorliegen eines atypischen Falles kostenintensiv nachzuweisen, der 

eine Abweichungsentscheidung vom Regelfall der nachträglichen Anordnung 

rechtfertigt. Damit werden künstlich kostenintensive Verwaltungsverfahren provo-

ziert, die durch eine vorweggenommene Einschränkung der nachträglichen An-

ordnung auf bestimmte Anlagen/Gebäude verhindert werden könnten und gleich-

zeitig zu mehr Rechtssicherheit führen würden. 

 

Insbesondere die Betriebe, die über eine immissionsschutzrechtliche Genehmi-

gung verfügen, durch die gutachterlich festgestellt worden ist, dass schädliche 

Umwelteinwirkungen nicht hervorgerufen werden können, können nach einer 

Verhältnismäßigkeitsprüfung nicht rechtmäßig mit einer nachträglichen Anord-

nung belastet werden. 

 

 

5. Zu I) 3): Regelungen für immissionsschutzrechtli che Genehmigungsverfah-

ren für Anlagen zur Haltung von Geflügel 

 

In diesem Regelungskomplex wird festgelegt, dass bei sämtlichen immissions-

schutzrechtlichen Genehmigungsverfahren im Bereich der Geflügelhaltung, d. h. 

sowohl bei Legehennenhaltung als auch Hähnchenmast als auch Putenmast im 

Einzelfall im Hinblick auf die konkreten örtlichen Gegebenheiten entschieden 

werden soll, ob die Installation einer Abluftreinigungsanlage ein geeignetes und 

vertretbares Mittel zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen ist. Damit 

geht auch diese Forderung weit über die Anforderungen in Niedersachsen und 

NRW hinaus.  

 

In NRW sind keine ausdrücklichen Regelungen für immissionsschutzrechtliche 

Genehmigungen im Bereich Geflügel vorgesehen. In Niedersachsen wiederum 

findet eine Einzelfallprüfung nur im Bereich der Geflügelkurzmast statt, da es nur 

hierfür derzeit eine zertifizierte Abluftreinigungsanlage gibt. Insofern ist nicht 

nachvollziehbar, wie eine Abluftreinigungsanlage in der Legehennenhaltung um-

gesetzt werden soll. 
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Hinsichtlich der Forderung bei großen Stallbauvorhaben durch eine Nebenbe-

stimmung im Genehmigungsbescheid sicherzustellen, dass durch eine zentrale 

Abluftführung die Voraussetzungen für den nachträglichen Einbau einer Abluftrei-

nigungsanlage geschaffen werden, verweisen wir ausdrücklich auf das Gutachten 

von Herrn Dr. Hentschke,  S. 39 f., in dem die Rechtswidrigkeit einer solchen Ne-

benbestimmung dargestellt wird.  

 

 

6. Zu I) 4): Regelungen zur nachträglichen Anordnun g zum Schutz vor schäd-

lichen Umwelteinwirkungen 

 

Unabhängig davon, dass dieser Regelungskomplex wegen der bereits angespro-

chenen erheblichen Kostenbelastung für betroffene Betriebe im Rahmen der 

nachträglichen Anordnung gemäß § 17 BImSchG unverhältnismäßig ist (wir ver-

weisen auch hierzu wieder auf das Gutachten von Herrn Dr. Hentschke), sind 

darüber hinaus weitere wesentliche Punkte zu beanstanden. Zum einen ist in die-

ser Regelung nicht geklärt, ob sämtliche Gebäude einer im Fall einer Überschrei-

tung von Immissionsrichtwerten Gesamtanlage nachgerüstet werden sollen oder 

ob es ausreichen kann, auch nur einen Teil der Gebäude auszurüsten. Des Wei-

teren ist nicht geklärt, ob im Falle einer Nachrüstanordnung nur eine zertifizierte 

Anlage installiert werden kann oder auch eine andere Anlage, insbesondere ein 

Biofilter oder ein chemischer Wäscher, welcher im Einzelfall nur bestimmte Im-

missionen vermindern können.  

 

In diesem Zusammenhang ist insbesondere nicht klargestellt, welche Anforde-

rungen im Bereich der Legehennenhaltung zu erfüllen sind, da es hierfür keine 

zertifizierten Abluftreinigungsanlagen gibt. Für die Geflügelmast hingegen gibt es 

nur eine zertifizierte Anlage von Big Dutchman „MagixX-B“, die allerdings aus-

weislich des DLG-Prüfberichtes 5952 aus August 2010 keine Zertifizierung für ei-

ne Geruchsabscheidung aufweist. 

 

Darüber hinaus ist die Regelung in Abs. 3, die sich auf die Fälle von mehreren 

Verursachern bezieht, nicht zielführend. Es ist für betroffene Landwirte nicht er-

kennbar, in welchem Ausmaß und nach welchen Kriterien die nachträglichen An-
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ordnungen für die einzelnen Betriebe, die in einer kumulierenden Lage zusam-

mentreffen, erfolgen werden. Solche Kumulationspunkte finden sich jedoch häufig 

in Schleswig-Holstein, so dass eine solch unbestimmte Vorgabe zu erheblichen 

Unsicherheiten bei vielen Betriebsinhabern führen dürfte.  

 

In diesem Zusammenhang verweisen wir auf die Ausführungen von Herrn Dr. 

Jürgen Badenhagen vom Niedersächsischen Ministerium für Umwelt, Energie 

und Klimaschutz, der unter Berufung auf die Gespräche zwischen dem Ministeri-

um, dem LAI, dem von-Thünen-Institut, dem Umweltbundesamt sowie der Land-

wirtschaftskammer, dem Landvolk und der Kommunalen Spitzenverbände Nie-

dersachsens auf der Veranstaltung „Aktuelle rechtliche Rahmenbedingungen bei 

der immissionsschutzrechtlichen Bewertung von Tierhaltungsanlagen“ vom 

02.04.2014 ausführte, dass Abluftreinigungsanlagen bei kleinen immissions-

schutzrechtlichen Anlagen im Bereich von 1.500-1.999 Mastplätzen nicht als wirt-

schaftlich im Hinblick auf Vorsorgeanforderungen eingestuft werden können.  

 

Auf Grundlage dieser Einschätzung ist man  zu dem Ergebnis gekommen, dass 

Nachrüstungen von Anlagen in diesem Größenbereich  nicht wirtschaftlich reali-

sierbar sind, so dass diesbezüglich keine Regelungen in den Erlass aus Nieder-

sachsen aufgenommen wurden. Auch im Rahmen der anstehenden Überarbei-

tung ist dieses Ergebnis bestätigt worden. Eine Einbeziehung wird auch zukünftig 

nicht stattfinden. 

  

Es ist nicht nachvollziehbar, wie das Ministerium für Schleswig-Holstein zu ande-

ren Ergebnissen kommen kann. Wir verweisen hinsichtlich des Aspekts der Wirt-

schaftlichkeit nochmals auf die Berechnungen der Schweinespezialberatung 

Schleswig-Holstein. In jedem Falle ist eine Teilausrüstung der Bestandsanlage 

mit Abluftfiltern ausreichend, soweit man damit die Immissionsrichtwerte bereits 

einhalten kann.  

 

Darüber hinaus sollte dringend eine Regelung aufgenommen werden, durch die 

vorgesehen wird, dass, soweit eine Immissionsminderung auch durch andere 

Maßnahmen bereits im Stallgebäude möglich ist, diese ebenfalls als ausreichend 

anerkannt werden können.  
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Abschließend fordern wir auch für diesen Regelungsbereich, dass eine Nachrüs-

tung nur im Falle des Bestandes einer zentralen Abluftführung in den nachzurüs-

tenden Gebäuden bestehen kann.  

 

 

7. Zu II): Anlagen zur Lagerung von Gülle 

 

Die in diesem Regelungsbereich vorgesehene verpflichtende Ausrüstung von 

Güllelagern, d. h. Behältern und Lagunen im Falle von Neu- oder Änderungsge-

nehmigungen, geht über die Regelungen der TA-Luft weit hinaus.  

 

Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb die ebenfalls in der TA-Luft vorgesehenen 

immissionsmindernden Maßnahmen Nr. 5.4.7.1 nicht als gleichwertige Maßnah-

men anerkannt sind. In dieser Regelung ist ausdrücklich vorgesehen, dass die 

Lagerung von Flüssigmist außerhalb von Ställen in geschlossenen Behältern er-

folgen soll oder gleichwertige Maßnahmen zur Immissionsminderung zu treffen 

sind, die einen Immissionsminderungsgrad von 80 % erreichen. Dieser Wirkungs-

grad kann auch durch eine künstliche Schwimmdecke, wie beispielsweise aus 

Folie oder Blähton, erreicht werden. 

  

Insoweit gehen die Forderungen rechtswidrig über den durch die TA-Luft bereits 

festgelegten Stand der Technik hinaus. Diese Festlegung ist auf Grund der ab-

schließenden Regelung in der TA Luft, wie sich aus dem Gutachten von Herrn Dr. 

Hentschke, S. 47 ff, ergibt, rechtlich nicht möglich. Diese in dem Erlass einzig 

vorgesehenen, sehr kostenintensiven Maßnahmen werden dazu führen, dass 

zum einen Güllelagunen, die weitaus günstiger sind als Güllebehälter, nicht mehr 

errichtet werden, da diese grundsätzlich weder als geschlossene Behälter noch 

mit einem Zeltdach errichtet werden können. Daneben werden Güllebehälter auf-

grund der hohen Kosten nur insoweit errichtet werden, als sie wirklich notwendig 

sind. Dies wiederum steht in Diskrepanz zu den wasserbehördlichen Forderun-

gen, die Lagerkapazitäten für Gülle auszuweiten, um eine Umwelt- und vor allem 

Wasserschutz gerechtere Ausbringung der Gülle gewährleisten zu können. Die 

Forderungen des Erlasses konterkarieren somit intensiv die Bemühungen der 
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Wasserschutzabteilung des Ministeriums. Hinsichtlich der Regelung zu beste-

henden Anlagen ist ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass als möglicher 

Schwimmkörper Blähton mit in den Erlass aufgenommen werden muss, da sich 

dieser als geeigneter Schwimmkörper erwiesen hat. 

 

 

8. Bioaerosole 

 

Der Regelungskomplex zum Thema Bioaerosole ist insgesamt abzulehnen. Es 

gibt noch immer keine hinreichenden Erkenntnisse zu Messung, Wirkung, Bewer-

tung und Hintergrundbelastung sowie zu den Dosis-Wirkungs-Zusammenhängen 

von Bioaerosolen. Wir verweisen ausdrücklich auf das Gutachten von Herrn Dr. 

Hentschke  zu diesem Regelungskomplex und möchten seine Ausführungen be-

achtet wissen. 

 

Darüber hinaus verweisen wir auf die Regelungen in den Auslegungsfragen zum 

Erlass NRW vom 31.05.2013, in denen für die Feststellung, ob hinreichende An-

haltspunkte für eine gesundheitliche Beeinträchtigung durch Bioaerosole vorlie-

gen, unter Punkt IV.1. folgendes ausgeführt wird: 

 

Die Feststellung [ob hinreichende Anhaltspunkte für eine mögliche gesundheitli-

che Beeinträchtigung vorliegen] muss anhand einer Gesamtbeurteilung der Situa-

tion getroffen werden. Auch wenn einzelne Kriterien erfüllt sind, kann die Geneh-

migungsbehörde im Rahmen einer Gesamtwürdigung im Einzelfall zu dem Er-

gebnis kommen, dass insgesamt keine hinreichenden Anhaltspunkte für eine 

mögliche Beeinträchtigung vorliegen. 

 

Insofern wird in NRW nicht bei Vorliegen auch nur eines Anhaltspunktes unmittel-

bar die Pflicht ausgelöst, weitere Gutachten zu erstellen, sondern erst bei Vorlie-

gen mehrerer Anhaltspunkte, die dann nochmals abgewogen werden. Eine sol-

che Regelung muss zwingend Eingang in den Erlass finden. Anderenfalls sind für 

Bürgerinitiativen sowie einzelne Nachbarn Tür und Tor geöffnet, um mit Vorliegen 

nur eines Anhaltspunktes Genehmigungsverfahren auf Grund der immensen Kos-



 22 
ten, die für die geforderten Gutachten anfallen, sowie einer erheblichen Verfah-

rensverzögerung, zu torpedieren.   

 

 

9. Übergangsregelungen  

 

Der Erlass lässt Übergangsregelungen vermissen, nach denen erkennbar wird, 

ab welchem Zeitpunkt eines laufenden oder auch bereits abgeschlossenen Ge-

nehmigungsverfahrens die Erlassbestimmungen gelten sollen.  

 

 

VI. Zusammenfassung  

 

Der vorliegende Erlassentwurf würde einen eklatanten Wandel, insbesondere im Be-

reich der Schweinehaltung in Schleswig-Holstein, aber auch im Bereich der Geflü-

gelhaltung bewirken. Er würde den ohnehin bestehenden Strukturwandel forcieren 

und insbesondere kleine und durchschnittliche Familienbetriebe zur Aufgabe der 

Tierhaltung zwingen.  

 

Am Ende würden nur noch die großen Betriebe bestehen können, die sich insbeson-

dere durch große Anlagen und sehr große Stallgebäude hervorheben. Einen solchen 

Wandel sehen wir bereits in Niedersachsen und NRW, wo ein durchschnittlicher 

Bauantrag mittlerweile im Bereich der Schweinemast 3.000 Plätze beträgt. Ein weite-

res Szenario sind kleine „nur“ baugenehmigungsbedürftige Anlagen, die den Außen-

bereich zukünftig reihenweise zieren. Diese Entwicklung steht dem Ansinnen der 

Landesregierung eindeutig entgegen, insbesondere die kleinbäuerlichen Familienbe-

triebe zu stärken, die für den Erhalt dörflicher Strukturen nicht zuletzt durch die 

Schaffung von Ausbildungs- und Anstellungsverhältnissen unerlässlich sind. Zudem 

ist die Bedeutung gerade der tierhaltenden Betriebe als Auftraggeber etwa für örtli-

che Handwerksbetriebe nicht zu vernachlässigen.  

 

Die beabsichtigten Anforderungen im Bereich der Güllelagerung stehen den Bemü-

hungen der Allianz für Gewässerschutz diametral entgegen. 
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Die Beförderung des Strukturwandels würde zu einer Zerstörung der dörflichen 

Strukturen führen. Dies kann in einem Land wie Schleswig-Holstein, das stark länd-

lich geprägt ist, erkennbar nicht gewollt sein. 

 

Der Erlassentwurf ist insgesamt unverhältnismäßig. Er enthält schärfere Regelungen 

als andere Bundesländer, obwohl die Tierhaltungsstrukturen deutlich weniger ausge-

prägt sind. Das Abstellen auf den Anlagenbegriff im Gegensatz zum Stallgebäude 

(so NRW) ist ebenso problematisch wie die Nachrüstpflicht sogar für Schweinemast-

anlagen mit 1.500 Plätzen (anders Niedersachsen). Viele hundert Betriebe in 

Schleswig-Holstein wären betroffen, vielfach mit dem wirtschaftlichen Aus. Der Um-

weltnutzen ist wegen des erhöhten Strom- und Wasserverbrauchs zweifelhaft und 

der Frieden in den Dörfern wird gefährdet.       

 

                                                                                      Lena Siemer/10.04.2014 
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Stellungnahme des Bundesverbandes Deutscher Milchviehhalter BDM e.V. 

 zum Erlassentwurf zu Immissionsschutzrechtlichen Anforderungen an Tierhal-

tungsanlagen und an Anlagen zur Lagerung von Gülle 

 
 
Sehr geehrter Herr Schmidt, 
 
Wir bedanken uns für die Möglichkeit zu dem oben angeführten Entwurf Stellung nehmen 
zu dürfen und kommen dem hiermit gerne nach. Die Mitglieder des Bundesverbandes 
Deutscher Milchviehhalter BDM e.V. sind als Tierhalter direkt von den Überlegungen zu 
den Anlagen zur Lagerung von Gülle betroffen. 
 
Die Milchviehhalter sind sich ihrer Verantwortung um den Klima- und Umweltschutz  be-
wusst. Dazu gehört auch die fach- und zeitgerechte Ausbringung von Flüssigmist, die eine 
entsprechende Lagerkapazität auf den Milchviehbetrieben voraussetzt.  Insofern begrüßen 
wir die Einschätzung des Ministeriums, dass die Ausbildung von natürlichen Schwimmde-
cken auf Rinderflüssigmist die Anforderungen an Klima- und Umweltschutz grundsätzlich 
erfüllt und keine weiteren Maßnahmen zur Abdeckung des Flüssigmistlagers erfordert. 
 
Wir teilen nicht Ihre Auffassung, dass eine Lagerung von Rinderflüssigmist in Erdbecken 
(Güllelagungen) die oben genannten Anforderungen nicht erfüllt. Auch bei der Nutzung 
von Erdbecken bildet sich regelmäßig eine geeignete Schwimmschicht, welche ein Auf-
bringen einer Folie oder anderer Materialen absolut unnötig macht. Wichtig ist in diesem 
Zusammenhang, dass die Vorgaben zu einer möglichst tiefen Befüllung des Beckens un-
bedingt eingehalten werden! Wir geben zu bedenken, dass Erdbecken eine Möglichkeit 
bieten, den auf schleswig-holsteinischen Betrieben dringend benötigten Lagerraum auf 
kostengünstige Art und Weise zu schaffen. Auf vielen Betrieben fügen sich Erdbecken zu-
dem sehr verträglich in das Landschaftsbild ein.  

BDM e.V.   Steintor 2a    19243 Wittenburg 
 
 
Herr  
Dennis Schmidt 
MELUR 
Postfach 7151 
24171 Kiel 

Ihre Zeichen, Ihre Nachricht vom Unser Zeichen, unsere Nachricht vom  Telefon, Name   Datum 
   10.04.2014 

 

Co-Förderer der Deutschen 
Paralympischen Mannsch 

Co-Förderer des Deutschen 
Behindertensportverbandes 



 
 
Die Produktion tierischer Nahrungsmittel in der Landwirtschaft erfolgt in Deutschland be-
reits zu außerordentlich hohen Standards und erfordert hohe Investitionen, die nur über 
einen sehr langen Zeithorizont abgeschrieben werden können. Um ein nachhaltiges Wirt-
schaften und eine Entwicklung der tierhaltenden Betriebe in Schleswig-Holstein gewähr-
leisten zu können, muss bei derartig hohen Investitionen Planungssicherheit bestehen. 
Daher ist ein genereller Bestandschutz für bestehende Anlagen zur Lagerung von Flüs-
sigmist jeder Art zu gewähren, so dass keine Nachrüstung von Abdeckungen oder 
Schwimmkörpern zu erfolgen hat. Für die Landwirte wäre dieser Schritt auch insofern nicht 
nachvollziehbar, als dass Ihr Ministerium noch im vergangenen Jahr den Bau von 
Güllebehältern ohne Abdeckung aus Landesmitteln gefördert hat. 
 
Eine weitere Möglichkeit, um Lager – und Ausbringungsverluste zu minimieren, ist der Zu-
satz von humusaufbauenden Mikroorganismen, die zu einer aeroben Verrottung der Gülle 
führen. Hierdurch wird mineralischer Stickstoff in eine organische Form umgewandelt. 
Somit kann auf eine Abdeckung verzichtet werden und organische Dünger können im An-
schluss auch ohne aufwändige Technik boden - und umweltverträglich ausgebracht wer-
den. Wir empfehlen, über eine Fördermaßnahme zum weiteren Erkenntnisgewinn in die-
sem Bereich nachzudenken oder entsprechende Fragestellungen in einem EIP Projekt, 
evtl. in Kombination mit Bodenfruchtbarkeit, optimaler Nutzung organischer Dünger usw. 
zu platzieren. 
 

Abschließend möchten wir anmerken, dass eine schnelle Umsetzung von Maßnahmen 
zum Klima- und Umweltschutz nur dann realisiert werden kann, wenn eine nachhaltige 
Wirtschaftlichkeit der Milchviehhaltung gegeben ist. Hier ist auch die Landespolitik gefor-
dert, an der Schaffung der erforderlichen Rahmenbedingungen mitzuarbeiten. 

 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung. 

. 

 
Mit freundlichen Grüßen, 

 
Kirsten Wosnitza, BDM-Landesteamleiterin Schleswig-Holstein  
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Entwurf „Immissionsschutzrechtliche Anforderungen an Tierhaltungsanlagen und 
an Anlagen zur Lagerung von Gülle“ vom 4. Februar 2014  
(Quelle: http://www.schleswig-holstein.de/UmweltLandwirtschaft/DE/ImmissionKlima/03_Luftreinhaltung/ 
04_Emissionen/4_Filterpflicht/ein_node.html) 

 
hier:  Stellungnahme 
 
  
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

ohne Auftrag Dritter nehmen wir als in Schleswig-Holstein in Sachen Immissionsschutz und 

Umweltplanung tätiges Ingenieurbüro hiermit zum o.g. Erlassentwurf wie folgt Stellung: 

 

Zu I) 1) a) Allgemeines, 3. Absatz 

 

Stand der Technik: Verhältnismäßigkeit zwischen Aufwand und Nutzen.  

Der Begriff „Verhältnismäßigkeit“ ist ein unbestimmter Rechtsbegriff und nach unserem 

Kenntnisstand betriebswirtschaftlich nicht endgültig definiert. Es ist daher auch nicht klar, ob 

in den betroffenen Betrieben erlassfolgende Kosten in Höhe von z.B. 5 % der zur Finanzie-

rung benötigten Gewinne oder gar 95 % als verhältnismäßig anzusehen sind. 

     

Davon ausgehend, dass die Kosten für eine Abluftreinigung in der Schweinemast im kosten-

günstigeren Neubaufall (ohne notwendige Änderung von Lüftungsanlagen bei Bestandsbe-

trieben) mit etwa € 5,- je produziertem Mastschwein etwa 30 bis 50 % der in der Schweine-
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mast bei den im Erlassentwurf genannten Tierbeständen erzielbaren Gewinnen je produzier-

tem Mastschwein in Höhe von eher 10 als 15 €/Tier ausmacht (siehe meinen Vortrag zum 

Thema am 2. April 2014 beim LLUR in Flintbek), kann ein Anlagenbetreiber z.B. mit einer 

2.000er Schweinemastanlage ohne Abluftreinigung genauso viel Einkommen generieren wie 

mit einer 4.000er Schweinemastanlage mit Abluftreinigung. Es ist daher zu erwarten, dass 

der Erlass einen erheblichen Strukturwandel einerseits in Richtung deutlich größere Anlagen 

als bislang in Schleswig-Holstein verursachen wird und andererseits in einem wie hier globa-

len, aber auf jeden Fall aber innereuropäischen Markt zu einer Verlagerung der Produktion in 

weniger kostenträchtige Regionen führen wird. Regionen mit hohen Produktionskosten ge-

ben daher Wertschöpfung an Regionen mit niedrigeren Produktionskosten ab.  

Die Folge dieses Erlasses werden daher sowohl größere Bestände im Land einhergehend mit 

einer Verringerung der Produktion im Land mit weiterhin vermehrten Transporten von Fleisch 

im Umfeld sein.  

 

Deutlich größer werden die Kosten im Bereich von Nachrüstungen bei Altanlagen sein, weil 

hier neben der eigentlichen Abluftreinigung noch die Nachrüstkosten für die vorhandene Lüf-

tung hinzukommen. Bei zentralen Lüftungsbestandsanlagen dürften die Kosten geringer, bei 

bislang dezentral ausgerichteten Bestandsanlagen etwa in Höhe der tierplatzspezifischen In-

vestitionskosten für die Abluftreinigung sein. In diesen Fällen ist dann die Investition ca. 

doppelt so teuer wie bei Neubauten.  

 

Zu I 1) b) Stand der Technik in der Schweinehaltung 

 

In diesem Kapitel reduziert sich die Begründung für den Stand der Technik auf das technisch 

Machbare, ohne eine klare Grenze in der Verhältnismäßigkeit zu ziehen. 

 

Zu I 2) b) Anlagen im vereinfachten Verfahren (V nach der 4. BImSchV) 

2, Absatz: Diese Klarstellung ist im Grunde ein Selbstgänger, weil eine Genehmigung für alle 

Anlagen auch bislang schon nur möglich war und ist, wenn die einschlägigen Emissions- und 

Immissionsgrenzwerte eingehalten werden können.    

 

Zu I 2) c) Altanlagensanierung (G nach der 4. BImSchV) 

Es ist zu beachten, dass bei Altanlagensanierungen neben dem Einbau der Abluftreinigung 

auch der Umbau der vorhandenen Lüftung zu stemmen ist. Wenn dann der Einbau der Ab-

luftreinigung ca. 50 % bis 70 % der bisherigen Gewinne zur Finanzierung benötigt, dürfte 

die Verhältnismäßigkeit nicht gegeben sein.  
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Zu I 4) Nachträgliche Anordnungen bei Grenzwertüberschreitungen 

Das bedeutet, dass sämtliche Anlagen nach V oder G der 4. BImSchV sowie alle baurechtlich 

genehmigten Anlagen, die in einem Wirkzusammenhang mit den erstgenannten Anlagen 

stehen (wobei der Wirkzusammenhang erst einmal geprüft werden müsste), wiederholt auf 

die nach heutigen Maßstäben anzusetzenden Immissionsgrenzwerte zu prüfen sind. Auch 

wenn man dies aus gutachterlicher Sicht als zu begrüßendes Arbeitsbeschaffungsprogramm 

sehen kann, so führt diese Forderung vermutlich zu einer Generalüberprüfung aller in 

Schleswig-Holstein vorhandenen Anlagen nach BImSchG. Und es ist jetzt schon klar, dass ein 

Großteil der vorhandenen Anlagen wegen der nach der heutigen GIRL anzusetzenden 

Grenzwerte keine Zulassung mehr erhalten dürfte, insbesondere in gewachsenen Dorflagen, 

in denen erfahrungsgemäß hohe Immissionswerte, im Regelfall jedoch keine Beschwerden 

vorliegen. 

Deutlich dramatischer wird die Situation, wenn als Maßstab der behördlichen Entscheidung 

die anlagenbezogenen N-Einträge in FFH-Gebiete herangezogen werden. Zum Zeitpunkt der 

jeweiligen Genehmigungsentscheidung war dies im Regelfall kein Thema. Derzeit ist es das 

K.O.-Kriterium für viele geplante Anlagenstandorte. Der Bestandsschutz für die Anlage und 

der Vertrauensschutz für den Betreiber in behördliche Entscheidungen dürfte damit deutlich 

erschüttert werden.    

 

Zu II) Anlagen zur Lagerung von Gülle 

 

2. Absatz: Bei Lagunen sind alle Formen von Schwimmschichten erfahrungsgemäß deshalb 

nicht zielführend, weil die Lagunen konische Querschnitte aufweisen. Mit jeder Pegelände-

rung verändern sich daher auch die Flüssigkeitsoberflächen. Bei einer Befüllung der Lagune 

vergrößert sich die emissionsaktive Oberfläche, ohne dass sich eine Strohschwimmdecke o-

der ähnliches an die vergrößerte Oberfläche anpassen kann. Damit ist diese Maßnahme fak-

tisch annähernd wirkungslos.   

     

Zu II) Bioaerosole 

Staubberechnung 

Bei Durchführung von Ausbreitungsrechnungen für Staub (vorgesehen PM 10) sollte auch ei-

ne Berechnung der PM 2,5 Fraktion durchgeführt werden, da Bakterien eine Größe von  

0,2 µm – 4 µm aufweisen. 

Für PM 2,5 wird ab 2015 ein Grenzwert von 25 µg/ m³ einzuhalten sein. Es wird somit einen 

Irrelevanzwert von 0,75 µg/m³ geben, der auch für die Betrachtung von Bioaerosolen her-

angezogen werden kann. 
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Leider fehlen zu dieser Problematik die entsprechenden Emissionsfaktoren für Tierhaltungs-

anlagen. Man kann jedoch die PM 2,5 Fraktion aus der VDI 3894.1 herleiten. 

 

Orientierungswerte 

Das LANUV NRW hat ausgehend von durchgeführten Messungen Emissionsfaktoren für 

Masthähnchen und Schweinemastanlagen für Staphylokokken und Enterokokken in einer Ar-

beitshilfe veröffentlicht. Gleichzeitig wurde für Ausbreitungsrechnungen ein Vorgehen gemäß 

VDI-Richtlinie 4251 Blatt 3 (Gründruck) empfohlen. 

Legt man einen gängigen 40.000 Mastplätze großen Hähnchenmaststall als Emissionsquelle 

zu Grunde, so wird der Orientierungswert für z. B Staphylokokken erst in einem Abstand von 

ca. 900 m zur Anlage eingehalten. 

Ergibt sich im Rahmen der Vorprüfung, dass im Umkreis von 500 m keine Wohnbebauung 

vorhanden ist, sagt dies aus, dass keine Anhaltspunkte für eine gesundheitliche Beeinträchti-

gung vorliegen. Es ergibt sich somit ein Plausibilitätskonflikt zwischen der Vorprüfung und 

der Ausbreitungsrechnung. 

Ausbreitungsrechnungen auf Basis von Keimemissionen sind derzeit nicht durchführbar, da 

es einerseits keine Modelle zur Berücksichtigung der Abreicherung (Absterberate) von Kei-

men während der Ausbreitung gibt, andererseits die Daten hinsichtlich der anzusetzenden 

Emissionsfaktoren sehr begrenzt sind. 

 

 

Grundsätzlich sehen wir jeden Ansatz zum Schutz oder zur Vorsorge bei Bioaerosolen sehr 

kritisch, weil dies wissenschaftlich betrachtet derzeit nicht belastbar möglich ist. Hier sollte 

sich die Politik an belastbaren Daten orientieren und nicht am politisch vielleicht wünschens-

werten. Das Ziel (Vorsorge) ist ein hehres, das man nicht mit falschen Regelungsansätzen zu 

Nichte machen sollte. Denn die behördlichen Entscheidungen werden auch Gerichtsentschei-

dungen Stand halten müssen. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
(Prof. Dr. sc. agr. Jörg Oldenburg)    (Dr. sc. agr. Bernd von Essen) 



 

 
 
 
 
 
 
Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume  
Herrn Dennis Schmidt 
Postfach 7151 
24171 Kiel 
 
 
  
vorab per E-Mail: dennis.schmidt@melur.landsh.de 
 
 

Damme, 10.04.2014 
 
 
Stellungnahme zum Entwurf eines Erlasses „Immissionsschutzrechtliche 
Anforderungen an Tierhaltungsanlagen und Anlagen zur Lagerung von Gülle“ 
 
Sehr geehrter Herr Schmidt,  
 
im Folgenden möchten wir zu dem Erlassentwurf „Immissionsschutzrechtliche 
Anforderungen an Tierhaltungsanlagen und an Anlagen zur Lagerung von Gülle“ Ihres 
Ministeriums kritisch Stellung nehmen.  
 
Mit dem Erlass soll der verpflichtende Einsatz von Abluftreinigungsanlagen  in 
Schweinehaltungsanlagen ab einer bestimmten Größe pauschal und standort-
unabhängig vorgeschrieben werden. Begründet wird dies u.a. damit, dass solche 
Anlagen mittlerweile Stand der Technik seien.  
 
Beurteilung der Abluftreinigung als Stand der Technik fraglich 
Auch wenn es inzwischen in Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen bereits ähnliche 
Erlasse gibt, halten wir es für fraglich, Abluftreinigungsanlagen als Stand der Technik 
für die Minderung von Emissionen zu bezeichnen. 
Es ist keinesfalls so, wie im Erlassentwurf dargestellt, dass die bereits im Einsatz 
befindlichen Abluftreinigungsanlagen schon heute bei allen Faktoren Staub, Geruch und 
Ammoniak zu nennenswerten Emissionsreduzierungen führen. Vielmehr weisen 
sämtliche Anlagentypen selektive Stärken auf, d.h. einen unter wirtschaftlichen und 
effizienztechnischen Gesichtspunkten einsetzbaren „Allrounder“ gibt es nach unserer 
Kenntnis bislang nicht!  
An einzelnen Standorten kann die Installation einer Abluftreinigung betriebsspezifisch 
durchaus erforderlich sein. Dies ist dann jedoch eine einzelbetriebliche Entscheidung 
um den Standort zu sichern bzw. erforderliche Umbauten (z.B. zur Anpassung an neue 
gesetzliche Haltungsanforderungen) durchführen zu können.  
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Hohe Kostenbelastung für Schweinehalter  
Deutlich widersprechen müssen wir auch den Aussagen im Erlass bzgl. der 
wirtschaftlich vertretbaren und verhältnismäßigen Investitions- und Betriebskosten. Die 
Installation einer Abluftreinigungsanlage verursacht zunächst einmal hohe 
Investitionskosten und somit laufende Zins- und Abschreibungskosten. Zusätzlich 
entstehen beim Betrieb der Anlagen nicht unerhebliche laufende Kosten z.B. für 
Arbeitskraft, Strom, Wartung und andere Betriebsmittel.  
Nach Berechnungen verschiedener Experten können durch die Abluftreinigung 
durchaus Kosten in Höhe von 4 bis 5 € pro Mastschwein entstehen, die die 
Wirtschaftlichkeit der Schweinehaltung in den von diesem Erlass betroffenen Betrieben 
in Schleswig-Holstein stark gefährden.  
 
Sicherheits- und arbeitstechnisches Risiko 
Aber auch das sicherheits- und arbeitstechnische Risiko beim Betrieb von 
Abluftreinigungsanlagen darf nicht vernachlässigt werden. So werden häufig 
hochprozentige Säuren eingesetzt, die ein erhebliches Risiko für den Anwender bergen. 
Außerdem können bei einer Abweichung des pH-Wertes in einer biologisch betriebenen 
Stufe weitaus schädlichere Sekundäremissionen von Lachgas und Stickoxyden 
freigesetzt werden.  
 
Nachrüstung von Stallanlagen nicht gerechtfertigt 
Aus Sicht der Schweinehalter wird bei den im Erlassentwurf genannten Maßnahmen die 
Verhältnismäßigkeit in keinster Weise gewahrt. Beispielsweise ist hier die geforderte 
Nachrüstung von bereits in Betrieb befindlichen Stallanlagen mit einer Abluftreinigung 
zu nennen. Hier wird nicht auf konkrete Einzelfälle abgezielt, wo ggf. eine 
problematische Emissionssituation besteht, sondern es werden pauschale Werte zu 
Grunde gelegt. Außerdem wird in dem Erlass nicht nach den jeweiligen 
Emissionsbeiträgen unterschiedlicher Verursacher differenziert.  
Die von Ihnen genannte Zahl von ca. 40 großen immissionsschutzrechtlichen 
Schweinemastanlagen in Schleswig-Holstein, die von dieser Nachrüstung betroffen 
wären, ist für uns nicht nachvollziehbar und wird von uns deutlich höher eingeschätzt. 
Bei bestehenden Stallanlagen ist die Nachrüstung einer Abluftreinigungsanlage in der 
Regel wirtschaftlich nicht tragbar, da die vorhandenen Stallanlagen einen einfachen und 
komplikationslosen Einbau fast immer stark behindern.  
Wir kritisieren zudem, dass die Frist zur Umsetzung der geforderten Maßnahmen, 
eindeutig zu kurz bemessen ist. Die nötige Planungssicherheit kann somit für die 
Betriebe nicht gewährleistet werden; teilweise müssten Ställe nachgerüstet werden, die 
noch nicht einmal vollständig finanziell abgeschrieben sind.   
 
Ganzheitlichen Ansatz für die Betriebe 
Wir fordern die Landesregierung dazu auf, dass Maßnahmen zur Begrenzung der 
Emissionen in den Betrieben ganzheitlich betrachtet werden. Das bedeutet, dass 
zumindest eine umfassende Analyse über bereits bestehende Maßnahmen, die Staub-, 
Ammoniak- und Geruchsemmissionen reduzieren, in den Betrieben erfolgt. 
Beispielsweise müsste berücksichtigt werden, wenn Betriebe RAM-Futter (rohprotein- 
und phosphorarmes Mastfutter) einsetzen, da so bereits Emissionen reduziert werden. 
Auch durch die Umstellung auf Ebermast können durch eine bessere Futterverwertung 
der Tiere Emissionen eingespart werden. Weiterhin müssen Systeme zur Luftzirkulation 
im Stallgebäude sowie eine sofortige mechanische Einarbeitung der Gülle in den Boden 
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nach der Ausbringung positiv für betriebsindividuelle Maßnahmen berücksichtigt 
werden. 
 
Nachrüstung von Güllelagerbehältern mit Abdeckungen überzogen 
Die Nachrüstung von bestehenden Anlagen zur Lagerung von Flüssigmist mit einer 
Abdeckung ist aus Sicht der Schweinehalter nicht verhältnismäßig und lässt sich nicht 
in jedem Fall mit vertretbaren Mitteln realisieren. Außerdem ist die Frist zur 
Nachrüstung eindeutig zu kurz bemessen.  
 
Bioaerosol-Gutachten ohne wissenschaftliche Basis 
Des Weiteren halten wir die Forderung von Gutachten zu Bioaerosolen bei 
immissionsschutzrechtlichen Verfahren für deutlich überzogen. Im Hinblick auf 
potentielle Gesundheitsgefährdungen von Anwohnern von Stallanlagen durch 
Bioaerosole liegen bisher noch keine ausreichenden wissenschaftlich abgesicherten 
Erkenntnisse vor. So konnte bisher kein Zusammenhang zwischen 
Gesundheitsbeschwerden in der Nachbarschaft von Stallanlagen und Bioaerosol-
Emissionen aus diesen Anlagen wissenschaftlich nachgewiesen werden. Außerdem 
gibt es Untersuchungsergebnisse, denen zufolge die Bioaerosolkonzentration in 
Regionen mit einer hohen Tierdichte durchaus niedriger liegen kann als in Gebieten, wo 
kaum Tierhaltung betrieben wird. 
Außerdem sind die in dem Erlassentwurf aufgeführten Anhaltspunkte für eine mögliche 
gesundheitliche Beeinträchtigung durch Bioaerosole wesentlich zu weit gefasst. Dies 
könnte dazu führen, dass ein sehr hoher Anteil der Schweine haltenden Betriebe 
derartige Gutachten anfertigen lassen muss. Zudem könnten interessierte 
Bevölkerungsgruppen geneigt sein, zu Beschwerden gegen Tierhaltungsanlagen 
aufzurufen, um so die Erstellung von kostspieligen Bioaerosol-Gutachten zu erzwingen 
und den Schweine haltenden Betrieben erhebliche Schwierigkeiten bereiten.  
 
Einzelfallgutachten nicht repräsentativ 
Sofern unser Eindruck trügt und es an dieser Stelle um die Lösung der 
Bioaerosolproblematik geht, dann wäre es aus unserer Sicht vor der Festlegung 
derartig weitreichender und aufwendiger Maßnahmen zunächst angebracht, 
wissenschaftliche Untersuchungen auf einer ausreichenden Datengrundlage 
durchzuführen und diese dann gezielt auszuwerten. Die in dem Erlassentwurf 
vorgesehenen standortbezogenen Einzelfallgutachten stellen immer nur eine sehr 
beschränkte punktuelle Situation vor Ort dar und sind für eine landesweite Auswertung 
keineswegs geeignet. Als Beispiel möchten wir auf den Landkreis Emsland in 
Niedersachsen verweisen: Zwar liegen dort zwischenzeitlich einige Keimgutachten zur 
Bewertung vor. Doch auch hier wurde nach Angaben des Landkreises lediglich „…der 
Großteil der Gutachten nach einem Bewertungsschema analysiert …“. Diese 
Einschränkung belegt für uns die eingeschränkte Aussagekraft und Repräsentativität 
der ermittelten Ergebnisse.  
 
Dies unterstreicht zudem, wie essentiell klare Vorgaben sind, nach welchen Kriterien 
die Sachverständigengutachten zu Bioaerosolemissionen durchgeführt werden müssen 
bzw. auf welcher Datengrundlage sie basieren sollen. 
 
Zusammenfassend möchten wir daher festhalten, dass die in dem Entwurf aufgeführten 
Maßnahmen zur Emissionsminderung eine deutliche Benachteiligung der 
Schweinehalter in Schleswig-Holstein sowohl im deutschen als auch europäischen 
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Wettbewerb darstellen. Sehr fraglich ist nach unserer Auffassung zudem der dem 
Aufwand gegenüber stehende Nutzen und das dahinter stehende Ziel. 
 
Abschließend möchten wir deutlich unterstreichen, dass nur in der praktischen 
Schweinehaltung machbare und umsetzbare Maßnahmen letztlich als echter 
Lösungsansatz für die derzeit auf verschiedenen Ebenen diskutierten Fragestellungen 
rund um die Schweinehaltung dienlich sind. Wird dieser Gesichtspunkt außer Acht 
gelassen, wird die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen und speziell der schleswig-
holsteinischen Betriebe deutlich in Frage gestellt, was - unter der Devise „aus den 
Augen, aus dem Sinn“ - schlicht zu einem einfachen Export der Produktionssysteme in 
Ausland führen würde. 
 
Angesichts der Tragweite eines derartigen Erlasses bitten wir Sie, vor einem Beschluss 
Ihres Ministeriums zu derart weitreichenden Maßnahmen die von uns angeführten 
Kritikpunkte aufzunehmen und zu erörtern.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
ISN - Interessengemeinschaft der Schweinehalter 
Deutschlands e.V. 
 

     
Heinrich Dierkes     Dr. Torsten Staack 
- Vorsitzender -     - Geschäftsführer -  











Landw. Unternehmensberatung - Schweinehaltung 

Gunnar Schuldt                              

Redder 4 

25563 Föhrden-Barl 

1 
Mobil: 0162 - 629 926 2 

e-Mail: gbb.schuldt@googlemail.com 

 
 

landw. Unternehmensberatung Gunnar Schuldt 
Redder 4, 25563 Föhrden-Barl 

Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt 

und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein 

Herrn Dennis Schmidt 

Mercatorstraße 3  

24106 Kiel 

 
 

 

Stellungnahme zum Filtererlass 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

im Folgenden will ich Ihnen sowohl aus Sicht der Beratung, als auch aus der landwirtschaftlichen 

Praxis die Position der Beratung und von Landwirten zu dem geplanten Erlass aufzeigen. Des 

Weiteren will ich Ihnen die Auswirkungen des von Ihnen geplanten Filtererlass in seiner aktuellen 

Entwurfsfassung vom 04. Februar 2014 nahe bringen. 

 

Ich bin als Berater im Rahmen der Großbetriebsberatung (GBB - Beratungsring landwirtschaftlicher 

Betriebe) für die Betreuung, Beratung und Auswertung der schweinehaltenden Betriebe zuständig. 

Der Beratungsring umfasst insgesamt 240 Betriebe mit über 200.000ha landwirtschaftlicher 

Nutzfläche in Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern. Ich betreue über 8.000 Sauen und 

75.000 Mastplätze in meinem Ring in Strukturen von 120 Sauen bzw. 150 Mastplätze bis über 1.000 

Sauen und über 10.000 Mastplätze. Dadurch habe ich Kontakt zu allen vorhanden Größenklassen 

innerhalb der Landwirtschaft. Zusätzlich führen meine Eltern inen Betrieb mit 120 Sauen und dem 

Verkauf von Mastläufern. 

 

Zum Ersten vertreten wir nicht die Meinung, dass eine Abluftreinigungsanlage (ARA) dem Stand der 

Technik entspricht. Der Stand der Technik wird durch BVT-Merkblätter (§3 Abs. 6 BImSchG) 

festgesetzt. Mit Ihrem Entwurf setzen Sie sich über das geltende Recht hinweg, weil dieser Erlass 

nicht im Einklag steht mit dem geltenden Recht, dass die Betriebe sich auf den durch die BVT-

Merkblätter festgesetzten Stand der Technik nicht mehr berufen können. Ebenso ist Ihre Begründung 

im Erlass Entwurf, dass der Filter bereits Stand der Technik sei, aufgrund der Anzahl der gebauten 

ARA, auch nicht korrekt. Sie beziffern die Zahl der im Betrieb befindlichen ARA auf über 1.000 

Anlagen, welche seit mehreren Jahren bewährt haben sollen. In Ihrem Absatz "..., als Stand der 

Technik über die Regelungen der TA Luft hinaus zu fordern." geben Sie selber bereits zu, dass keine 

gesetzliche Grundlage für die Forderung nach Filtern besteht. 

Datum: 09.04.2014 
 
Mobil: 0162 - 629 926 2 
e-Mail: gbb.schuldt@googlemail.com 
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In einer Umfrage von Herrn Dr. rer. net. Jochen Hahne vom Johann-Heinrich von Thünen-Institut aus 

dem Jahre 2010 wird detailierter aufgeführt, wie sich die Anzahl der vorhandenen ARA im Zeitraum 

von 1997 bis 2010 entwickelt hat. Installierte Zahlen nach 2010 entsprechen nicht den von Ihnen 

angesprochenen "... bereits seit mehreren Jahren bundesweit ... bewährt haben" Anlagen. Herr Dr. 

Hahne gibt in seine Umfrage an, dass insgesamt 762 ARA in der Schweinehaltung in 2010 installiert 

waren, von diesen bestehen Anlagen entfielen 43,2% (330 Anlagen) auf mehrstufige Anlagen. Die 

restlichen vorhanden ARA erfüllen nicht die von Ihnen geforderten Eigenschaften (>70% 

Staubabscheidung, >70% Ammoniakabscheidung und Geruchskonzentration am Reingasaustritt 

<=300 GE) und dürfen nicht zur Begründung als Stand der Technik herangezogen werden. Diese 

angeführten Zahlen widersprechen den von Ihnen angeführten Zahlen "...über 1.000 Anlagen...", die 

zur Begründung als Stand der Technik angeführt werden. 

 

In der Anlage zu §3 Abs. 6 BImSchG wird, wie von Ihnen erwähnt "..., die unter Berücksichtigung der 

Verhältnismäßigkeit zwischen Aufwand und Nutzen möglicher Maßnahmen..." gefordert. Diese 

Verhältnismäßigkeit wird in Ihren weiteren Ausführungen allerdings keine weitere Beachtung 

gewährt. "In diesem Vergleich ist insbesondere auch der wirtschaftliche Aufwand angemessen 

einzubeziehen." fordern Sie zur Anwendung des Urteils der BVerwG vom 21. Juni 2001, 7 C 21.00. Sie 

verweisen ausschließlich auf "Der Fortschritt in der technologischen Entwicklung, die mittlerweile 

vorliegenden umfangreichen Praxiserfahrungen und der Wettbewerb unter mehreren Herstellern 

haben im Durchschnitt zu einer Senkung der Investitions- und Betriebskosten mit der Folge einer 

deutlich verbesserten Wirtschaftlichkeit der für Schweinehaltungsanlagen geeigneten 

Abluftreinigungstechnik geführt." ohne konkrete Angaben zur Wirtschaftlichkeit zu geben. Bezieht 

man die Übersichten der Landwirtschaftkammer Niedersachsen (Abb.1 und Abb.2) in die Betrachtung 

ein, entsteht ein anderes Bild. 
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Abbildung 1: Wirtschaftlichkeit der vergangenen 10 Jahre in der Ferkelerzeugung 

 
Abbildung 2:  Wirtschaftlichkeit der vergangenen 10 Jahre in der Schweinemast 
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Die Abbildung 1 zeigt, dass die 25% erfolgreichsten Sauenhalter im Durchschnitt der letzten 10 Jahre 

bei Einbau einer ARA keinen Gewinn erzielen konnten. Die Abbildung 2 zeigt das selbe Ergebnis 

analog zur Ferkelerzeugung in der Schweinemast. Die Kalkulationen zu den Kosten einer ARA 

entstammen der KTBL Schrift 451 - Abluftreinigung für Tierhaltungsanlagen. Die 

Kalkulationskennzahlen zeigen ebenfalls nur eine minimale Kostendegression der Gesamtkosten um 

etwa 1,10€ je Tier (etwa 15%) bei der Vergrößerung der Anlage von 1.000 Plätzen auf 2.000 Plätze. 

Diese Kostendegression "..., können aufgrund der Größe der fraglichen Betriebe auch als 

wirtschaftlich vertretbar und verhältnismäßig angesehen werden." ist nicht vorhanden, weil die 

variablen Kosten (Strom, Betriebsmittel usw.) den größten Kostenanteil der ARA begründen. 

Allerdings entstammen die Zahlen der KTBL aus dem Jahre 2010, seitdem sind die Stromkosten und 

Baukosten für Gebäude und somit die für den umbauten Raum, deutlich gestiegen in den letzten drei 

Jahren. 

 

Die Kennzahlen der Kalkulation beruhen auf der Annahme eines Neubaus eines Stalles auf der 

grünen Wiese (angestiegene Baukosten der vergangenen Jahre sind berücksichtigt) bei vorhandener 

zentralen Abluftführung. Bei der Nachrüstung von bestehenden Anlagen, welche oftmals aus 

mehreren Gebäuden bestehen, entstehen deutlich höhere Investitionskosten. Es wird die 

Nachrüstung einer zentralen Abluftführung notwendig, die Dachhaut muss geschlossen werden etc. 

Teilweise ist eine Nachrüstung im bestehenden Dachstuhl aus statischen Gründen nicht möglich, weil 

der Dachstuhl die durch die Nachrüstung zusätzlich entstehenden Lasten nicht aufnehmen kann. 

Diese Kosten der Nachrüstung stehen in keinem Verhältnis zum Nutzen. Außerdem entstehen bei 

gewachsenen Anlagen mit mehreren Stallgebäuden ebenfalls unverhältnismäßig hohe Kosten, da 

kleine Gebäude mit z.B. 500 Mastplätzen, Quarantänestall in der Sauenhaltung, mit einer ARA 

ausgerüstet werden müssen. Die Investitionen in solch kleine Filteranlagen sind verhältnismäßig 

teurer als in Anlagen ab z.B. 1.000 Mastplätze. Zur Nachrüstung stehen aktuell ausschließlich Anlagen 

zur Verfügung, welche eine Zentralabsaugung voraussetzen. ARA zum Einbau als Einzelabsaugung 

entsprechen nicht Ihren Vorgaben, da eine Konzentration am Reingasaustritt von <=300GE nicht 

erreicht wird. 

 

Daher bestehen erheblich Zweifel an der, zur Erklärung als Stand der Technik notwendigen, 

Wirtschaftlichkeit solcher Abluftreinigungsanlagen. Weder die aktuelle wirtschaftliche Situation in 

der Schweinehaltung noch die von Ihnen angeführten Degressionseffekte bei großen Anlagen sind 

gegeben um eine ARA zukünftig und langfristig wirtschaftlich zu betreiben. Dadurch wird das 

langfristige Fortbestehen solcher Betriebe erheblich gefährdet. 

 

Der Entwurf sieht nicht nur den Einbau einer ARA bei den zu Beginn angesprochenen Anlagen nach 

Nr. 7.1.7.1, 7.1.8.1 und 7.1.9.1 vor, bei welchen die Kosten der ARA "... aufgrund der Größe der 

fraglichen Betriebe auch als wirtschaftlich vertretbar und verhältnismäßig angesehen werden.", 
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sondern auch bei kleineren Anlagen nach 7.1.7.2, 7.1.8.2 und 7.1.9.2 vor unter bestimmten 

Vorrausetzungen. Diese werden nach TA Luft 4.8 oder bei Überschreitung von Grenzwerten bedingt 

durch Aggregation mit fremden Anlagen im Umkreis ebenfalls in Genehmigungsverfahren zum 

Einbau einer ARA verpflichtet. Für diese Anlagen besteht allerdings nach den oben angeführten 

Aussagen in Ihrem Erlass keine Wirtschaftlichkeit. 

 

Auf der Veranstaltung vom LLUR am Mittwoch, den 02. April 2014 hat Herr Dr. Jürgen Bardenhagen 

bei seinen Schilderungen zum niedersächsischen Filtererlass deutlich Stellung zur Wirtschaftlichkeit 

der ARA genommen. Die Regierung aus Niedersachsen ist zu dem Entschluss gekommen, dass die 

ARA bei Anlagen unterhalb von 2.000 Plätzen nicht wirtschaftlich betrieben werden kann. Daher ist 

Ihre Argumentation "..., können aufgrund der Größe der Größe auch als wirtschaftlich vertretbar und 

verhältnismäßig angesehen werden. So auch die Erlasse aus ...Niedersachsen vom 22. März 2013,..." 

zur Wirtschaftlichkeit der ARA fehlerhaft. Allerdings sehe ich auch die Wirtschaftlichkeit in der 

Nachrüstung größerer Anlagen nicht gegeben. Anlagen nach 7.1.7.2, 7.1.8.2 und 7.1.9.2 sollten 

generell von einer Nachrüstungspflicht befreit bleiben. 

 

Zudem ist es falsch sich auf Niedersachsen oder Nordrhein-Westfalen zu beziehen. In den beiden 

Bundesländern sind die Gegebenheiten und Strukturen der Schweinehaltung komplett andere als in 

Schleswig-Holstein. Aus Angaben der statistischen Berichte und Viehzählungen geht hervor, dass 30% 

aller in Deutschland gehaltenen Schweine in Niedersachsen zu finde sind und davon fast 25% im Kreis 

Cloppenburg. Eine solch hohe Viehdichte ist in Schleswig-Holstein nicht gegeben, daher besteht keine 

Notwendigkeit für einen Filtererlass in Schleswig-Holstein, weil die Emissionsgrundlage eine 

vollkommen andere ist. 

 

Die im Erlass aktuell befindlichen Regelungen zu Bioaerosolen weisen keinerlei wissenschaftliche 

Grundlagen auf. Es werden unbegründete und übertriebene Hilfskriterien zur Bewertung 

berücksichtigt. Diese getroffenen Regelungen ohne wissenschaftlich fundierten Hintergrund zu den 

Bioaerosolen sind auf deren Auswirkungen auf landwirtschaftliche Betriebe nicht abzuschätzen. Auf 

der Veranstaltung vom LLUR äußerte sich Frau Dr. Gisela Holzgraefe aus dem Ministerium zu den 

Bioaerosolen, dass die Gesamtheit dieses Komplexes derzeit weitestgehend unerforscht ist und der 

zukünftig Wissen aus Forschung und Fachleuten bedarf. Aufgrund dieser Unwissenheit, darf zu 

unbekannten Themen keine Regelung in der Gesetzgebung enthalten sein. 

 

In der landwirtschaftlichen Praxis belastet dieser Erlass auch kleinere Betriebe, wenn diese zur 

Existenzerhaltung notwendige Investitionen tätigen müssen, um Markt- oder Gesetzesanforderungen 

gerecht zu werden. So wird ein Betrieb mit 130 Sauen, welcher in das geschlossene System erweitern 

will, je nach Gegebenheit mit der Auflage einer ARA im Genehmigungsverfahren belastet. Dieser 

Betrieb muss Investitionen vornehmen weil i.d.R. der Ackerbau für sich alleine, welcher auf solchen 
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Betrieben üblicherweise im kleineren Umfang betrieben wird, keine Existenzgrundlage bietet und die 

Sauenhaltung aufgrund der Nachfrageverschiebung durch den Strukturwandel und zukünftigen 

Auflagen, z.B. Verzicht der Kastration, keinen Absatzmarkt mehr bietet. Durch gestiegene gesetzliche 

Auflagen wird ein solcher Betrieb, welcher nur durch das Wachstum in der Veredelung sein 

Einkommen langfristig sichern kann, zur Betriebsaufgabe gezwungen. 

 

Im Großen und Ganzen ist davon auszugehen, dass dieser Erlass die kleineren Betriebe, welche die 

Regierung nach aktuellen Aussagen fördern will, eher zur Betriebsaufgabe zwingen wird. Vergleichen 

Sie die Betriebsentwicklung im niedersächsischem Raum, vor und nach dem Filtererlass. In dieser 

Region gibt es kein Wachstum der kleinbäuerlichen Strukturen mehr. Es werden nur noch Bauanträge 

für große Anlagen gestellt. 

 

Aufgrund der geschilderten Situation, dass der Filter weder in der Nachrüstung großer oder kleiner 

Anlagen noch bei der Auflage beim Neubau kleinerer Anlagen (7.1.7.2, 7.1.8.2 und 7.1.9.2) dem 

Stand der Technik entspricht, darf der Filtererlass in der geplanten Form nicht umgesetzt werden: 

 

- Eine ARA entspricht nicht dem Stand der Technik 

- die Nachrüstung einer ARA kann ist in den wenigsten Fällen wirtschaftlich und der Erlass muss eine 

intensivere Prüfung der Wirtschaftlichkeit bei Nachrüstungen vorsehen 

- mit dem Filtererlass in der aktuellen Form sind nicht nur Großbetriebe betroffen, sondern auch der 

bäuerliche Familienbetrieb 

- der geplante Filtererlass treibt den Strukturwandeln voran, beschleunigt diesen und stütz nicht die 

kleinbäuerlichen Strukturen 

- Aufgrund der Unterschiedlichen Strukturen zu Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen besteht 

keine Notwendigkeit für einen Filtererlass in der geplanten Form 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

___________________________________ 

Gunnar Schuldt 
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Stellungnahme zum Erlassentwurf zu immissionsschutzrechtlichen 

Anforderungen an Tierhaltungsanlagen und Anlagen zur Lagerung von Gülle 

 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Kämpfer,  
 
ich danke Ihnen sehr für die dem Netzwerk Bauernhöfe statt Agrarfabriken 
eingeräumte Möglichkeit zur Stellungnahme zu o.g. Erlassentwurf. Wir begrüßen, 
dass das MELUR damit einige Punkte unseres Schreibens vom 17. Oktober 2012 zur 
Immissionsreduzierung aus Tierhaltungsanlagen aufgegriffen hat und rechtssicher 
umsetzen möchte. 

Es ist weiterhin zu begrüßen, dass nun auch die schleswig-holsteinische 
Landesregierung –vertreten durch das MELUR- erkannt hat, dass sich der Stand der 
Technik seit Inkrafttreten der aktuellen TA Luft von 2002 weiterentwickelt hat. 
Abluftfilteranlagen für Schweineställe sind technisch und praktisch geeignet, eine 
deutliche Emissionsminderung (Ammoniak, Staub, Bioaerosole) herbeizuführen. 
Darüber hinaus ist die Verhältnismäßigkeit zwischen Mitteleinsatz und Effektivität 
gewahrt, denn die erzielbare Emissionsminderung steht ganz generell in einer 
vernünftigen Beziehung zum wirtschaftlichen und technischen Aufwand. 

Der vorgesehene Erlass stellt nunmehr eine Operationalisierung des aus unserer 
Sicht schon lange vorhandenen Standes der Technik dar, die überfällig ist, da die 
Genehmigungsbehörde LLUR offenbar immer noch der Auffassung ist, der Stand der 
Technik sei lediglich in anderen Bundesländern vorhanden (so wurde es auf einer 
Bildungsveranstaltung der BNUR noch am 7.5.2013 vom LLUR dargestellt) – dabei 
ist der  Stand der Technik ausdrücklich gebietsunabhängig. Dieser Umstand zeigt 
auch, wie wichtig es ist, die Mitarbeiter in den Genehmigungsbehörden nun auch 
entsprechend fortzubilden! 

 



 

 

 

In einigen Punkten ist der Erlassentwurf zu weich oder zu allgemein formuliert, so 
dass er Schlupflöcher zur Umgehung offen lässt. In bisherigen 
Genehmigungsverfahren haben wir leider die Erfahrung gemacht, dass Antragsteller 
und ihre Gutachter und Architekten ganz bewusst Schlupflöcher ausnutzen, was mit 
diesem Erlass auch passieren wird, wenn er nicht an einigen Punkten deutlich 
stringenter und konkreter formuliert wird. 

Wir schließen uns der Stellungnahme des NABU (s. u.) vollinhaltlich an, an deren 
Formulierung ich maßgeblich beteiligt war. Darüber hinaus erreichten uns aus den 
Bürgerinitiativen folgende Punkte, die sich auf die ganz konkreten Planungen vor Ort 
beziehen und deutlich machen, welche Punkte in der Praxis wichtig sind: 

 Es sollte eine verbindliche Regelung für Ställe geben, die jeweils unter 2000 
Plätze aufweisen aber relativ dicht zusammenliegen. Etwa ein Mindestabstand 
von z. B. 800m zwischen den Ställen, bei deren Unterschreitung eine 
Filterpflicht für beide Anlagen eintritt. Den Anwohnern ist es egal, ob Gestank 
und Gesundheitsgefährdung aus einem Stall stammen oder aus nahe 
beieinander liegenden Ställen. Allein die Haltungsbedingungen und die 
Auswirkungen auf Umwelt und Mensch sind vor Ort entscheidend. Eine 
Umgehung der vorgesehenen Tierzahlgrenzen analog der Ausgründung von 
KGen zum Zwecke der Kumulierungs-Vermeidung bei UVPG und BImSchG 
darf es beim Filtererlass nicht geben. Hierfür ist eine eindeutig und 
rechtssicher formulierte Vorgehensweise zu ergänzen. 
 
Es ist zu begrüßen, dass auch größere Bestandsanlagen nachgerüstet 
werden sollen. Vom Netzwerk wird erwartet, dass das im Filtererlass auch 
eindeutig und ohne Ausnahmen geregelt wird. Wichtig bei 
Erweiterungsgenehmigungen ist, dass eine Übergangsfrist für die 
Nachrüstung der alten Ställe entfällt und im Zuge einer Aufstockung für die 
ganze Tierhaltungsanlage sofort die Filterpflicht gilt. Als Beispiel wird die 
Genehmigung für die Firma Bring Bau GmbH u. Co kg (in Galmsbüll) 
angeführt.  Mit der Erweiterung des Stalls von 9.500 auf 13.000 Ferkel ist noch 
nicht begonnen worden. Eine Filterpflicht ist noch keine Auflage in der 
bestehenden Erweiterungsgenehmigung aus 2013 (obwohl 2013 die 
Abluftreinigung für derart große Anlagen schon Stand der Technik war!). Bei 
dieser enormen Stallgröße und der wohl in Kürze anstehenden Erweiterung ist 
eine umgehende Anpassung des ganzen Stalls auf den Stand der Technik 
nötig.  

 Ein weiteres Beispiel ist die Erweiterung einer Schweinemastanlage in 
Stocksee, die sich derzeit im Genehmigungsverfahren befindet. Der Investor 
sieht Abluftreinigung nach einer Nachbesserung nur für einen Teil der Ställe 



 

 

vor, weil die aktuelle Belastung nach der Erweiterung unterschritten wird. Die 
Grenzwerte der TA-Luft werden allerdings –zu Lasten umliegender Wälder 
und Biotope- immer noch nicht eingehalten. Trotzdem wird die Erweiterung 
vom LLUR für genehmigungsfähig gehalten. Damit wird die zunächst 
rechtliche Trennung der Ställe auf mehrere Firmen desselben Investors jetzt 
belohnt!  
Auch Innerhalb des Ortes werden die Grenzwerte der GIRL vor und nach der 
geplanten Erweiterung noch erheblich überschritten (49 % der Jahresstunden 
statt 10 %, in Ausnahmefällen 15 %, bei dörflicher Wohnbebauung!!!). Bei 
einer Gesamtzahl von 7.000 Mastplätzen sollen zum selben Betrieb 
gehörende innerörtliche Altanlagen mit insgesamt ca. 600 Mastplätzen weiter 
ganz ohne Filter betrieben werden. Diese wären vom geplanten Filtererlass 
jedoch nicht erfasst. Das ist für die Bürger vor Ort nicht hinnehmbar und auch 
nicht zu vermitteln. Aus unserer Sicht muss daher folgender Passus mit 
aufgenommen werden: „Unterhält ein Betreiber Ställe im Innen- wie im 
Außenbereich, deren Tierzahl insgesamt die im Filtererlass genannten 
Tierplatzzahlen überschreitet, ist bei einer Überschreitung des Grenzwertes 
nach GIRL unabhängig von der Tierplatzzahl in den einzelnen Ställen und 
dem Abstand zwischen den Betriebsteilen eine Abluftreinigung für alle Ställe 
vorzusehen.“ 

 

Zu Altanlagen (I-2c) 
 
Die Nachrüstpflicht für Altställe, die die genannten Tierzahlgrenzen überschreiten, 
begrüßen wir uneingeschränkt. Es muss darüber hinaus eine Nachrüstpflicht auch für 
kleinere Ställe geben, sofern die oben aufgeführten Kriterien erfüllt sind. 

Bei Nichteinhaltung von Immissionsgrenzwerten gibt es bereits heute die Möglichkeit, 
für alle BImSchG-Anlagen eine Abluftreinigung nachträglich anzuordnen. Von dieser 
Möglichkeit ist unseres Wissens vom LLUR noch nie Gebrauch gemacht worden!  
 
Ein Bestandsschutz für Altanlagen ist nicht hinnehmbar, da der Stand der Technik 
bereits seit einigen Jahren erreicht war und von der Genehmigungsbehörde dies nur 
nie eingefordert wurde. Die Investoren hatten daher die Kenntnis, dass auch für alle 
bestehenden großen Ställe eine Abluftreinigung zukünftig verpflichtend sein wird. 
Durch die anvisierte Umsetzungsfrist ist der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nach 
TA Luft 6.2.1 bereits gewahrt. Darüber hinausgehende Erleichterungen (z. B. 
Härtefallregeln aufgrund nicht vorhandener zentraler Abluftführung1) sind nicht zu 
gewähren. 

                                                           
1
 Es gibt Abluftfilteranlagen (Biofilter), die keine zentrale Abluftführung erfordern. 



 

 

 

Zum DLG-Zertifikat (I-2a) 

Die Deutsche Landwirtschaftsgesellschaft ist kein unabhängiges Prüfinstitut. Die 
Prüfverfahren bei der DLG-Zertifizierung sind sehr umstritten. Weiterhin ist die DLG 
(bzw. LUFA Oldenburg, die die DLG Messungen durchführt) kein nach § 26 
BImSchG für NH3 und Staub anerkanntes Messinstitut, so dass eine Festlegung auf 
DLG-zertifizierte Abluftfilter nicht zielführend ist. Darüber hinaus fanden alle DLG-
Prüfungen an Prototypanlagen statt. In Folge dessen weisen DLG-zertifizierte 
Anlagen oft Funktionsmängel auf, insbesondere bei den Abluftwäschern, die häufig 
mit dem falschen pH-Wert gefahren werden. In Nordrhein-Westfalen erarbeitet man 
daher derzeit einen eigenen Prüfrahmen. Ein TÜV-Zertifikat ist aus unserer Sicht 
sogar höherwertiger als ein DLG-Zertifikat – denn im Gegensatz zur LUFA 
Oldenburg, die die DLG-Messungen durchführt, ist der TÜV nach § 26 als 
Messinstitut auch für Staub und Ammoniak anerkannt. Zertifikate dürfen ohnehin kein 
`Freibrief´ sein, wie im Punkt I-2a für das DLG-Zertifikat vorgesehen. Viel wichtiger 
als das Zertifikat ist ein verantwortungsvoller Betrieb, eine gute Wartung  und eine 
regelmäßige Überprüfung. 

Voraussetzung für den Stand der Technik ist, dass die erreichten 
Reinigungsleistungen vergleichbar sind. Emissionsmessungen durch anerkannte 
Messstellen und durch vereidigte unabhängige Sachverständige am Stall vor und 
nach der Inbetriebnahme des Filters können die Reinigungsleistung dokumentieren 
und sollten als Grundlage gelten – unabhängig vom Zertifikat. Wir schlagen daher 
vor, im ersten Satz auf Seite 4 den Passus „…von der DLG oder…“ zu streichen. 

Insbesondere preiswertere Filteranlagen mit TÜV-Zertifikat haben gezeigt, dass sie 
vergleichbare Reinigungsleistungen aufweisen wie die teure Abluftwäschertechnik. 
Dies ist insofern von entscheidender Bedeutung als dass eine Fokussierung allein 
auf die teure Abluftwäschertechnik den Strukturwandel noch beschleunigen kann, da 
Investoren nunmehr statt der vielleicht benötigten 2000 Schweinemastplätze gleich 
auf die dreifache Menge aufrüsten, um die Investition pro Mastplatz zu verringern.    

 Zu den betroffenen Ställen (I-2a) 

Im Erlassentwurf heißt es, dass bei einer Stallerweiterung, die zum Überschreiten der 
genannten Tierzahlgrenzen führt, der neue Stall mit einem Abluftfilter auszurüsten ist. 
Da es auch effektive Biofilter gibt, die im Gegensatz zu Abluftwäschern keine 
zentrale Abluftführung benötigen, ist es aus unserer Sicht verhältnismäßig – und 
muss gefordert werden-, ebenfalls den Altstall mit einer Abluftreinigungsanlage 
auszustatten. 

Zur Kumulierung (1-2b) 



 

 

Es ist richtig, die Schwellenwerte auf den gesamten Anlagenkomplex zu beziehen. 
Benachbarte Ställe müssen jedoch nicht nur betriebsabhängig, sondern auch 
entfernungsabhängig kumuliert werden. Die zur Umgehung von bei bestimmten 
Betriebsgrößen / Schwellenwerten wirksamen Auflagen übliche Aufteilung von 
Betrieben auf verschiedene Familienmitglieder und landwirtschaftliche KGen darf die 
Pflicht zur Verwendung von Abluftfiltern nicht aushebeln können. 

Zu Geflügelställen (I-1c und I-3) 

Vorausschauend auf den zukünftigen Stand der Technik in der Abluftreinigung auch 
bei Geflügelställen, ist  in Nebenbestimmungen zum Genehmigungsbescheid eine 
zentrale Abluftführung zur Auflage zu verlangen. Dies ist aus unserer Sicht zwar 
grundsätzlich zu begrüßen. Es darf dafür allerdings keine Übergangsfristen geben, 
auch bei bereits laufenden Verfahren ist eine sofortige Umsetzung durchzusetzen. 
Dies erleichtert in Zukunft eine schnelle Umrüstung, sobald der Stand der Technik 
auch für Geflügelställe gilt und das im Erlassentwurf angeführte Forschungsvorhaben 
des UBA abgeschlossen ist. Aus unserer Sicht ist im Übrigen auch bei 
Geflügelställen bereits heute der Stand der Technik erreicht. Ein Filter von Big 
Dutchman ist bereits DLG zertifiziert. Darüber hinaus gibt es TÜV zertifizierte 
Anlagen, die bereits marktverfügbar sind. Im Rahmen von 
Sachverständigengutachten auf der Basis von Messungen von einer gem. §26 
BImSchG anerkannten Messstelle kann die Eignung und Langzeitfunktion belastbar 
nachgewiesen werden. Insofern sollte nach unserer Auffassung durchaus eine 
generelle Abluftreinigungspflicht für große Geflügelställe konkret anvisiert werden, 
anstatt Einzelfallentscheidungen den Vorrang zu geben, zumal die dafür unter Punkt 
3) angerissenen Kriterien sehr weiten Ermessensspielraum gewähren. Zudem sollte 
bedacht werden, dass durch entsprechende deutlich zum Ausdruck gebrachte  
Intentionen des Landes die technologische Fortentwicklung auf diesem Sektor 
sicherlich beschleunigt werden wird. Deswegen schlagen wir vor, den Erlass hier um 
eine generelle Filterpflicht ab 2017 zu ergänzen.  

Zu nachträglichen Anordnungen (I-4) 

Wir begrüßen ausdrücklich, dass nachträgliche Anordnungen bezüglich der 
Ausstattung mit Abluftreinigungsanlagen vorgesehen sind. Die im Erlasstext 
genannten „besonderen Umstände im Einzelfall“, bei denen "von der nachträglichen 

Anordnung abgesehen oder eine längere Umsetzungsfrist festgelegt kann" sind 
jedoch zu vage formuliert und deshalb zu konkretisieren. Dieser Passus darf nicht 
dazu führen, dass der Einzelfall die Regel wird (wie beim Schnabelkürzen von 
Legehennen und bei der Schwanzamputation von Mastschweinen). Eine derartige 
Umgehung von Rechtsvorschriften ist in der „modernen Tierhaltung“ kein Einzelfall. 

Aus unserer Sicht sind entsprechende Ausnahmemöglichkeiten deshalb scharf auf 
wenige Situationen zu begrenzen. Dies hat bereits der Erlass zum Ausdruck zu 
bringen. Ansonsten wäre der entsprechende Passus zu streichen. 



 

 

Zur Abdeckung von Güllebehältern (II) 

Es wird ausdrücklich begrüßt, dass sich das MELUR endlich zu diesem Schritt 
durchgerungen hat, der sehr preiswert eine effektive Ammoniakreduktion zur Folge 
hat und deswegen seit langem von Naturschutzverbänden gefordert worden ist. 
Allerdings ist zu verlangen, dass bei Güllelagunen aufgrund des ungünstigeren 
Oberflächen-/Volumenverhältnisses anstelle einer Strohabdeckung mindestens eine 
Abdeckung mit Schwimmfolie oder Schwimmkörpern erfolgen muss.  

Die Nachrüstfrist von einem Jahr für bestehende Güllelager erscheint uns 
verhältnismäßig. Der als Ausnahmetatbestand vorgesehene "Einzelfall" ist auch hier 
unbedingt konkret zu umreißen, um Missbrauch vorzubeugen. Der Neubau von 
Güllelagunen muss aus unserer Sicht stärker reglementiert werden. 

Zur Einzelfallprüfung für kleinere Anlagen (I-2b) 

Gerade in Bezug auf kleinere Anlagen ist es nötig, auch effektive und preiswerte 
Abluftreinigungsverfahren zuzulassen, die nicht immer ein DLG-Zertifikat, aber meist 
ein Zertifikat eines unabhängigen Prüfinstituts haben. Die Funktion des Filters ist 
durch Abnahmemessungen und Vorlage eines Sachverständigengutachtens von 
unabhängiger Stelle nachzuweisen. Im Übrigen gilt das zu I-2a gesagte. 

Die Erlaubnis einer Schweinehaltung, die Stickstoffeinträge in benachbarte FFH-
Gebiete emittiert, wird dem Erlassentwurf nach in einem „integrierten Projekt“ 

ermöglicht. Im Hinblick auf das für FFH-Gebiete geltende Verschlechterungsverbot 
und in Kenntnis der allgemein üblichen `Salamitaktik´ durch Ausgliederung von KGen 
zur Unterschreitung der Bemessungsgrenzen ist ein deutlich strikteres Vorgehen 
geboten. Integrierte Projekte müssen unserer Auffassung nach verschärfte Vorgaben 
zur Gülleausbringung (Ansäuerung, Einbringung nur mit Güllegrubber) haben. Nur 
durch derartige Maßnahmen können die Stickstoffimmissionen zusätzlicher 
Tierhaltungsanlagen in FFH Gebiete verringert werden.  An dieser Stelle möchten wir 
dezidiert darauf hinweisen, dass die durch Stickstoff verursachte Eutrophierung eine 
der wesentlichen Ursachen für den Rückgang der Biodiversität bildet. Insbesondere 
Biozönosen ursprünglich nährstoffärmerer Biotope, die über FFH-Gebiete einen 
besonderen Schutz erfahren sollten, sind davon massiv betroffen.  

Zum Umgang mit Bioaerosolen in immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigungsverfahren (II) 

Eine Überprüfung, mit welchen Maßnahmen die schädliche Umwelt- und 
Gesundheitswirkung von Bioaerosolen vermieden werden kann, ist aus unserer Sicht 
generell erforderlich. Auch für baurechtliche Anlagen ist ein abgestuftes Vorgehen 
erforderlich.  
 
Wir nehmen diese Passagen des Erlassentwurfs zum Anlass, um auf eine 



 

 

grundsätzliche Problematik gutachterlicher Stellungnahmen hinzuweisen. So sind 
uns im Rahmen der Verbandsbeteiligung an derzeitigen Genehmigungsverfahren 
eine Reihe von durch die Firma Prof. Jörg Oldenburg (Oederquart) erstellter 
Keimgutachten bekannt geworden, die von der Genehmigungsbehörde akzeptiert 
worden sind, obgleich sie erhebliche Mängel aufweisen. Insbesondere werden 
einseitig Studien angeführt, die belegen sollen, dass die Gefahr durch Keime und 
Bioaerosole gering sei, während aktuelle Studien mit gegenteiligen Hinweisen gar 
nicht betrachtet werden. Weiterhin ist der Text dieser Gutachten für alle Standorte 
und alle Tierarten identisch. Daher ist zu fordern, dass Keim- und 
Bioaerosolgutachten nur durch Gutachterfirmen erarbeitet werden dürfen, die über 
ein nachweislich umfangreiches umweltmedizinisches und mikrobiologisches 
Fachwissen verfügen. 

Darüber hinaus ist es erforderlich, dass bezüglich der Notwendigkeit von 
Bioaerosolgutachten keine vagen Regelungen, sondern klare nachprüfbare Kriterien 
formuliert werden. Die Vorschläge für ein Prüferfordernis bei bestimmten 
nachbarlichen Situationen sind zwar im Grundsatz schlüssig, sie müssen aber mit 
größerer Verbindlichkeit erfolgen, d.h. bei den aufgelisteten Beispielfällen muss eine 
Prüfung bzgl. Bioaerosolemissionen zwingend erfolgen. Die "empfindlichen 
Nutzungen in der Nachbarschaft" sind zu konkretisieren; Kindergärten, Altersheime, 
Sportplätze, Schulen, Krankenhäuser, Pflege- und Kureinrichtungen sowie 
touristische Nutzung und Erholungsnutzung erfordern aus unserer Sicht eine 
konkrete Einzelfallbetrachtung. Diesbezüglich sind mindestens doppelt so hohe 
Abstandswerte vorzuschreiben. Dies ergibt sich aus den Erhebungen von Heederik 
et al. 2011, die noch in 1 km Entfernung zu Intensivställen MRSA-Keime in 
Wohnhäusern festgestellt haben. Außerdem ist der letzte Punkt der 
Beispielauflistung (gehäufte nachweisbare tierhaltungsbedingte Beschwerden in der 
Nachbarschaft) konkreter zu fassen. Insbesondere ist darzulegen, welcher Nachweis 
von wem auf wessen Kosten erbracht werden muss und wer eine Erhebung in 
welcher Form dazu durchführen muss. 

Zu den Regelungen von Überwachungsmaßnahmen (I-5) 

Andernorts gewonnene Erfahrungen zeigen, dass regelmäßige Kontrollmessungen 
der Filterfunktion erforderlich sind, die zudem ohne Ankündigung erfolgen müssen. 
Diese sind aus unserer Sicht unter wechselnden Bedingungen (z.B. Frühjahr, 
welches an die Filtertechnik erhöhte Anforderungen stellt) und, wie im Erlassentwurf 
vorgesehen, in Zeiträumen großen Luftdurchsatzes (Volllast) durchzuführen. Nur ein 
gut gewarteter Filter behält seine Funktionalität. Prüfungen von je 20 % der Anlagen 
im Landkreis Vechta (im Herbst, angekündigt) zeigten auf, dass nur 35 % der Filter 
ohne erhebliche Mängel funktionierten. Bei einer Prüfung in Noord Brabant (NL) 



 

 

erfüllten nur 16 % der überprüften 63 Abluftwäscher alle Anforderungen. 40 % 
hingegen waren gar nicht vorhanden oder nicht in Betrieb!2 

Bei biologischen Systemen ist eine Kontrolle des pH Wertes erforderlich, da durch 
eine zu starke Ansäuerung Stickoxide und Lachgas an Stelle von Nitrat freigesetzt 
werden würden. 

 

Zum Inkrafttreten 

Aus unserer Sicht ist es erforderlich, dass der Filtererlass umgehend in Kraft tritt. 
Angesichts der Fülle laufender Verfahren zu geplanten Stallanlagen wäre es nicht 
hinzunehmen, wenn diese aufgrund ihres Beantragungstermins als Altanlagen 
eingestuft werden würden. Vorratsgenehmigungen darf es nicht geben. Jeder 
Antragsteller hat – bedingt durch die Entwicklungen der letzten 2 Jahre - damit 
rechnen können, dass Abluftfilter vorgeschrieben werden. Insofern wäre es auch 
verhältnismäßig, alle laufenden Verfahren mit einzubeziehen. 
 
Mit freundlichen Grüßen  

 

 

                                                           
2
 Quelle: Cielejewski, Landwirtschaftskammer NRW 2013 
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An das 
Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume 
z. Hd. Herrn Dennis Schmidt 
Postfach 71 51 
24171 Kiel          10.04.2013 
 
 
 
Stellungnahme Filtererlass 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für Ihr Schreiben vom 24.02.2014 und die zwischenzeitlich durchgeführten 

Gespräche zum Filtererlassentwurf. 

Mit Hinblick auf eine Vielzahl unserer Mitglieder, die schleswig-holsteinischen 

Schweinehalter insgesamt sowie den vor- und nachgelagerten Bereich der 

Schweineproduktion lehnen  wir den Filtererlass in derzeitiger Form ab. Eine 

rechtsgutachtliche Stellungnahme zum Filtererlassentwurf haben wir in Auftrag gegeben. Die 

rechtsgutachtliche Stellungnahme fügen wir diesem Schreiben bei. Die 

Abluftreinigungsanlagen entsprechen noch nicht dem Stand der Technik und sind 

wirtschaftlich für die bäuerlichen Betriebe nicht abbildbar. Hierdurch wird die 

Wettbewerbsposition der schleswig-holsteinischen Schweinehalter weiter  geschwächt. Alle 

Betriebe, die ein UVP und / oder BImsch-Verfahren erfolgreich absolviert haben, sind 

immissionschutzrechtlich nicht zu beanstanden. Für vieharme und dünn besiedelte Regionen 

in Schleswig-Holstein als Vorreiter eine Abluftreinigung zu fordern  ist nicht nachvollziehbar.  

Hierzu nehmen wir nachfolgend im Detail Stellung: 

1. Struktur der Schweinehaltung in Schleswig-Holstein 

Die Landwirtschaftszählung weist für das Jahr 2010 ca. 27,5  Mio. Schweine in Deutschland 

aus. Hiervon werden 1,6 Mio. Schweine bzw. 6% in Schleswig-Holstein gehalten. 75% der 

Schweine in Deutschland fallen auf die Bundesländer Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 

Bayern und Baden-Württemberg. Der Viehbesatz lag im Jahr 2010 in Niedersachsen und 

Nordrhein-Westfalen bei 1,7 bzw. 1,8 GV/ha. Schleswig-Holstein weist in der Statistik einen 

Viehbesatz von 1,3 GV/ha aus (s. Tabelle 1). Übersicht 1 veranschaulicht die deutliche 

Konzentration der Schweinehaltung im Nordwesten Deutschlands. Die hohe Konzentration 

der Schweinehaltung in Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen ist kaum vergleichbar mit 
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der Verteilung der Schweinehaltung in Schleswig-Holstein. Die Struktur der Schweinehaltung 

in Schleswig-Holstein ist durch bäuerliche Familienbetriebe geprägt. 100% der Mitglieder der 

Schweinespezialberatung Schleswig-Holstein e.V. (SSB) sind Landwirte die  

Tabelle 1: Struktur der Schweinehaltung in Deutschland (Quelle: www.destatis.de) 
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Schweinehaltung in Einzelunternehmen oder in Kooperationsformen mit anderen 

Haupterwerbslandwirten betreiben. Gespräche mit anderen Beraterkollegen aus Nordrhein-

Westfalen und Niedersachsen bestätigen, dass in ihrer Heimat der Lohnmastanteil stetig 

zunimmt, d.h. Stall- und Vieheigentümer ist oftmals die Futtermittelindustrie. Der Landwirt 

übernimmt lediglich die Stallarbeit. Wir befürchten, dass ähnliche Entwicklungen für 

Schleswig-Holstein durch investitionsintensive und wettbewerbsverzerrende  Vorgaben wie 

eine Abluftfilternachrüstung gefördert werden. 

Übersicht 1: Schweinehaltung in Deutschland - Bestände Mai 2010  
(Quelle: WINHORST 2012) 
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2. Ökonomie der Schweinehaltung in Schleswig-Holstein 

Die Beratungsringe in Deutschland haben sich auf einen einheitlichen Auswertungsstandard 

verständigt, so dass die ausgewerteten Parameter zwischen den Beratungsringen 

vergleichbar sind. Tabelle 2 und 3 zeigen die vom Zentralverband der deutschen 

Schweineproduktion (ZDS) veröffentlichen Auswertungen der letzten Wirtschaftsjahre. Die 

ausgewiesene ökonomische Vergleichszahl ist die Direktkostenfreie Leistung je 100 kg 

Zuwachs. Trotz überdurchschnittlicher produktionstechnischer Ergebnisse in Schleswig-

Holstein belegt der Vergleich mit den anderen Regionen, dass die in Schleswig-Holstein 

durch Marktferne existierenden Kostennachteile nicht ausgeglichen werden können. Beim 

Vergleich der Direktkostenfreien Leistung je 100 kg Zuwachs zwischen SSB und dem  

Erzeugerring-Westfalen, der auf mehr als 600 Schweinemastbetrieben in Niedersachsen und 

Nordrhein-Westfalen tätig ist, ergibt sich für das Wirtschaftsjahr 2012/2013 eine Differenz 

von ca. 6 € je 100 kg Zuwachs. Im Wirtschaftsjahr 2011/2012 lag zwischen den Betrieben 

der SSB und dem Erzeugerring-Westfalen eine Differenz von 4 € je 100 kg Zuwachs. 

Insgesamt muss leider festgestellt werden, dass Schweinemäster in Schleswig-Holstein im 

bundesweiten Vergleich in den letzten Jahren ökonomisch betrachtet immer untere Plätze 

eingenommen haben.  

Tabelle 2: Leistungsstand der Schweinemast 2012/2013 im Überblick  
(Quelle: ZDS 2013) 

S
S

B
 S

ch
le

sw
.-
H

ol
st

ei
n*

)

V
zF

 G
m

bH
*)

 2
01

3

B
er

at
un

gs
rin

g 
H

an
no

ve
rla

nd
*)

Q
R

 C
op

pe
nb

rü
gg

e 
e.

V
.*

)

U
R

S
 H

un
te

-W
es

er
 

e.
V

.*
)

E
rz

eu
ge

rri
ng

 
W

es
tfa

le
n*

)

E
rz

eu
ge

rri
ng

 M
in

de
n-

 
R

av
en

sb
er

g-
Li

pp
e*

)

H
V

L 
A

ls
fe

ld
*)

V
S

R
 B

ad
K

re
uz

na
ch

*)

LK
V

 B
ad

en
-

W
ür

tte
m

be
rg

*)

B
D

 S
H

-S
Z 

B
ad

en
-

W
ür

tte
m

be
rg

*)

Zahl der Betriebe 248 532 27 34 141 616 47 122 28 85 108
Verkauf, Stück / Betrieb 4208 3412 2864 2805 3878 3064 2722 1555 1780 1591 2448
Erlös, € je kg Lebendgewicht 1,45 1,46 1,45 1,47 1,45 1,47 1,45 1,65 1,50 1,47 1,48
Mastbeginn, kg 30,2 29,5 29,4 29,3 30,6 28,6 29 31 29,5 30,8 33
Mastende, kg 120,5 121,3 119,8 120,5 121,8 120,8 121 124 119,5 122 121
tägliche Zunahme, g 828 801 775 753 807 779 802 752 741 744 739
Futteraufwand / kg Zuwachs, kg 2,82 2,87 2,84 2,84 2,84 2,81 2,79 3,06 2,81 2,95 2,91
Verluste in der Mast, % 3,02 2,6 3,03 2,70 2,54 2,3 2,65 2,8 2,35 2,7 2,33
Futterkosten, €/kg Zuwachs 0,88 0,86 0,9 0,88 0,88 0,88 0,85 0,97 0,86 0,91 0,93
Ferkelkosten, € / kg 2,29 2,35 2,3 2,34 2,31 2,37 2,35 2,56 2,34 2,36 2,25
Direktkostenfreie Leistung, € / 100 kg Zuwachs 18,88 22,80 18,75 22,38 22,64 24,90 23,69 30,2 22,98 18,88 20,4
*) Teilnahme an überregionaler Auswertung über http://www.erzeugerring.info  
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Tabelle 3: Leistungsstand der Schweinemast 2011/2012 im Überblick  
(Quelle: ZDS 2012) 
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Zahl der Betriebe 252 557 34 37 168 624 49 150 30 83 118
Verkauf, Stück / Betrieb 3811 3281 2118 2653 3555 3054 2645 1644 1776 1496 1703
Erlös, € je kg Lebendgewicht 1,33 1,33 1,34 1,34 1,33 1,35 1,34 1,4 1,37 1,35 1,36
Mastbeginn, kg 30,1 29,6 27,7 29,7 30,1 28,5 29 30 27,6 30,6 33
Mastende, kg 120 121,1 119,7 122 121,6 121,0 121,3 122 112 122 121
tägliche Zunahme, g 806 788 763 751 782 772 799 761 726 740 728 780
Futteraufwand / kg Zuwachs, kg 2,84 2,89 2,83 2,92 2,90 2,84 2,85 2,92 2,87 2,92 2,95
Verluste in der Mast, % 3,1 2,7 3,1 2,9 2,78 2,3 2,5 2,5 2,28 2,7 2,72
Futterkosten, €/kg Zuwachs 0,76 0,75 0,74 0,79 0,76 0,75 0,73 0,76 0,8 0,77 0,81
Ferkelkosten, € / kg 2,2 2,19 2,2 2,16 2,17 2,21 2,17 76 2,29 2,19 2,06
Direktkostenfreie Leistung, € / 100 kg Zuwachs 22,96 27,37 30,6 26,14 26,94 31,70 30,72 32,0 22,6 27,85 26,49
*) Teilnahme an überregionaler Auswertung über http://www.erzeugerring.info  

3. Kosten der Abluftreinigung im Neubau 

Nach Absprache mit Staatssekretär Kämpfer haben wir Ihnen Ende Juni 2013 eine 

Investitionsplanung für einen Schweinemaststall mit 2.000 Plätzen vorgelegt. Im Februar 

2014 durften wir in Ihrem Hause die Kalkulation erläutern. Die in der Kalkulation getroffenen 

konservativen Annahmen haben sich zwischenzeitlich nicht grundlegend verändert. Wir 

fügen die Kalkulation und ergänzende Unterlagen erneut diesem Schreiben als Anlage bei. 

Die von uns aus der Literatur hergeleiteten Kosten von ca. 5 € je Mastschwein durch die 

Abluftreinigung wurden auf Ihrer Vortragsveranstaltung am 2.4.2014 im LLUR Flintbek von 

mehreren Referenten bestätigt. Unberücksichtigt bleibt bei der Darstellung die Entwicklung 

der Stromkosten, die mehr als 30% Anteil der Kosten der Abluftreinigung insgesamt 

verursachen. Der Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. weist in einer 

Strompreisanalyse für den Privatverbrauch eine Strompreissteigerung von 1998-2013 von 

ca. 60% aus. Von 2010-2013 kletterte der Strompreis in der Analyse um 21%. 

Gerhard Haxsen vom Johann Heinrich von Thünen-Institut berücksichtigt in seinen 

Berechnungen für das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz im August 2012 neben den Kosten der Abluftreinigung isoliert für die 

Schweinemast ebenso den Effekt auf die Produktionskosten in der Ferkelerzeugung. Haxsen 

summiert die Kosten der Abluftreinigung auf 6 Cent bis 10 Cent pro kg Schlachtgewicht. Bei 

einem angenommenen Schlachtgewicht von 95 kg je Mastschwein ergeben sich Mehrkosten 

durch die Abluftreinigung von 5,70 € bis 9,50 € je Mastschwein. 
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4. Kosten der Abluftreinigung bei Nachrüstung 

Die Kosten der Nachrüstung eines Abluftfilters pauschal zu kalkulieren ist fundiert kaum 

machbar, denn jede Stallkonstruktion ist unterschiedlich. Die in der Vergangenheit in 

Schleswig-Holstein gebauten Schweinemastställe sind überwiegend mit 

Einzelabteilabsaugung und geringem bis gar keinem Volumen im Dachraum ausgestattet. 

Für eine zentrale Abluftreinigung ist ein zentraler Abluftsammelkanal erforderlich, der im 

Dachraum installiert wird und die Abluft der einzelnen Stallabteile zum Abluftfilter führt. 

Praktikable Lösungen eine Abluftreinigungsanlage bei Ställen mit dezentraler Abluftführung 

einzurichten sind derzeit nicht vorhanden.  

Aus unserer Sicht müsste im schlimmsten Fall durch die Nachrüstung einer 

Abluftreinigungsanlage die gesamte Dachkonstruktion der Stallanlage „getauscht“ werden. 

Gemäß einem uns vorliegenden Angebot, welches eines unserer Mitglieder im Oktober 2012 

von einer ortsansässigen Firma für einen Stallneubau mit 2.300 Mastschweineplätzen mit 

zentraler Abluftführung erhalten hat, belaufen sich die netto Investitionskosten für Zimmer- 

und Dacharbeiten auf 67 € je Mastplatz. Die Kosten für die Lüftung inklusive der Kanäle für 

eine zentrale Abluftführung werden mit etwa 50 € je Mastplatz angeboten. Die Kosten für die 

Deckenisolierung inklusive Montage belaufen sich auf ca. 20 € je Mastplatz. Demnach 

würden sich in dieser Worst Case Betrachtung und Berücksichtigung von Kosten für den 

Abbau der Bestandskonstruktion, Kosten für Genehmigung und Statik sowie möglichen 

Brandschutzaufwendungen von mindestens 150 € je Mastplatz ergeben. Für das Ihnen 

gesendete Kalkulationsbeispiel entstünden somit Mehrkosten für die Vorbereitung des 

Filtereinbaus von 300.000 €. Die jährlichen Kosten des Betriebes würden hierdurch um ca. 

21.000 € (Annahme 5% AfA, 3% Zinsen, 65% des Kapitals über die Laufzeit gebunden) bzw. 

um 3,50 € je Mastschwein steigen. Unserer Einschätzung nach würden demnach die Kosten 

je Mastschwein bei Filternachrüstung um 8,50 € je Mastschwein steigen. Eine rentable 

Produktion wäre unter den getroffenen Annahmen auch für einen sehr gut geführten Betrieb 

nicht mehr möglich (s.a. Tabelle 4). 
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Tabelle 4: Betriebsergebnis Schweinemast bei Nachrüstung einer Abluftreinigung 

Gewinn eines sehr gut 

geführten Betriebes gemäß 

Kalkulation vom 28.06.2013 

Neubau ohne 

Abluftreinigung (ARA) 

41.803 € 7,18 € je verk. Mastschwein 

Gewinn eines sehr gut 

geführten Betriebes gemäß 

Kalkulation vom 28.06.2013 

Neubau mit Abluftreinigung 

(ARA) 

11.803 € 2,03 € je verk. Mastschwein 

Verlust eines sehr gut 

geführten Betriebes bei 

Nachrüstung ARA in 

Bestandsgebäude 

-9.197 € -1,58 € je verk. Mastschwein 

 

5. Sonstige Anmerkungen/Zusammenfassung 

Die TA Luft befindet sich derzeit in der Überarbeitung. Aus unserer Sicht wäre es sinnvoller 

eine bundesweit einheitliche Vorgabe zur Abluftreinigung abzuwarten. 

Die Abluftreinigung ist unserer Auffassung derzeit nicht Stand der Technik. Von der DLG 

sind 11 Abluftreinigungssysteme geprüft. Die ersten zwei Anlagen sind im Juli 2009 

zertifiziert worden. Wir erachten es derzeit als verfrüht, um für die Praxis von einer 

Langzeitfunktionsfähigkeit zu sprechen.  

Betriebe, die ein UVP- und/oder BImSch-Verfahren erfolgreich absolviert haben, sind 

immissionsschutzrechtlich nicht zu beanstanden und verfügen über rechtlichen 

Bestandsschutz. 
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Nach den von uns vorgelegten Daten ergeben sich gegenüber Zentren der 

Schweineproduktion wirtschaftliche Nachteile in Schleswig-Holstein insbesondere durch 

höhere Transportkosten zu Schlachthöfen.  

Eine pauschale Verpflichtung zum Einbau von Abluftreinigungssystemen in der 

Schweinehaltung ist für schleswig-holsteinische Schweinehalter weder wirtschaftlich 

vertretbar noch verhältnismäßig.   

Die Pflicht zur Nachrüstung einer Abluftreinigungsanlage ist sogar für sehr gut geführte 

Betriebe existenzbedrohend. 

Weiterhin ist zu beachten, dass sich durch den erhöhten Energiebedarf der Abluftreinigung 

ein Widerspruch zu den energiepolitischen Zielen der Bundesregierung ergibt. 

Zum Punkt II Anlagen zur Lagerung von Gülle möchten wir anmerken, dass bei bestehenden 

Anlagen eine Abdeckung des Güllebehälters auch mit Strohhäcksel oder Blähton möglich 

sein sollte. 

Bis heute ist es weltweit nicht gelungen, einen Zusammenhang zwischen der Dosis und der 

Wirkung von gesundheitsrelevanten Bioaerosolen herzustellen oder allgemeingültige 

Schwellen- oder Grenzwerte zum Schutz von Menschen abzuleiten. Dies räumt der Verein 

Deutscher Ingenieure (VDI) in seinem Entwurf für eine Richtlinie für Bioaerosole ausdrücklich 

ein. Angesichts des mangelhaften Kenntnisstandes über Wirkung, Ausbreitung und Risiken 

von Bioaerosolen verbietet sich die verpflichtende Nachrüstung bestehender Anlage mit 

einer Technik, die für diese Stoffe überhaupt noch nicht geprüft wurde. 

Für weitere Erläuterungen stehen wir gerne zur Verfügung. 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
                                                                                        

 
 
         
  
              

Martin Knees 
Geschäftsführer 

               Eiken Struve 
‚1. Vorsitzender 



























































































































































 
 
 
 
 
Die Anlage zum Umdruck 18/2793: 
 
 

Auszug aus: Planung und Genehmigung von Stallneubau- und Stall-
erweiterungsvorhaben unter besonderer Berücksichtigung der Abluftreinigung,  

 

Friedrich Arends 2013; in: Schweinemast; Herausgeber Steffen Hoy, 2013,  

Eugen Ulmer KG, Stuttgart, ISBN 978-3-8001-5378-7;  

Seite 86 – 107 

 

wird aus urheberrechtlichen Gründen durch den Landtag nicht im Internet bereitgestellt; sie 

kann im Ausschussbüro – Zi. 138 – eingesehen werden. 

 

 



 



Neubau 2.000 Mastplätze im Außenbereich

mit Abluftreinigung

Betrieb: Max Meyer

Mühlenweg 3

23337 Mühlhausen

Berater: Martin Knees

Tel.: 04381-9009 916

Fax: 04381-9009 919

Mobil: 0179-1147329

E-Mail: mknees@ssbsh.de

Investitionsplanung

Schweinemast

LVZ Futterkamp  24327 Blekendorf  Tel.: 04381-9009 916  Fax: 04381-9009 919  E-Mail: info@ssbsh.de
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Finanzierungsbedarf für das Investitionsvorhaben Schweinemast

Gesamtinvestitionsbedarf Schweinemast; 2.000 Mastplätze:

Mastschweinestall 900.000 €

davon Gebäude 630.000 €

davon Einrichtung 270.000 €

Betriebsmittel (Ferkel, Futter) 240.000 €

Finanzierungsbedarf 1.140.000 €

Die Investitionskosten für die Abluftreinigung sind unberücksichtigt. Die Belastung durch die  

die Abluftreinigung  ist in der Investitionsplanung als separate Kostenposition aufgeführt. 

Alle monetären Werte außer Betriebsmittel ohne Umsatzsteuer.

Kreditverwendungszweck Seite 5 KN 28.06.2013
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Cash Flow und Kapitaldienst

+ 2.000 Mastplätze Gewinn vor Steuern 11.803

+ 25% Betrieb

+ AfA Gebäude 25.200

+ AfA Einrichtung 21.600

Cash Flow nach Steuern 58.603

+ Zinsen für Fremdkapital 32.100

Erweiterter Cash Flow 90.703

- Privatentnahmen/Steuern/Einlage 0

Für Kapitaldienst zur Verfügung 90.703

tatsächlicher Kapitaldienst 106.135

Reserve/Deckungslücke -15.432

Kapitaldienstdeckung in % 85

+ 2.000 Mastplätze Gewinn vor Steuern -46.321

durchschn. Betrieb

+ AfA Gebäude 25.200

+ AfA Einrichtung 21.600

Cash Flow nach Steuern 479

+ Zinsen für Fremdkapital 32.100

Erweiterter Cash Flow 32.579

- Privatentnahmen/Steuern 0

Für Kapitaldienst zur Verfügung 32.579

tatsächlicher Kapitaldienst 106.135

Reserve/Deckungslücke -73.556

Kapitaldienstdeckung in % 31
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